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— Drucksache 11/ 5379 — 

Pestizid-Rückstände in Lebensmitteln und ihr Gefahrenpotential 
für die Gesundheit - Tragen Kinder das größte Risiko? 

Vorbemerkung 

Die Bundesregierung hat ein hohes Interesse daran, 
daß die Bevölkerung mit einwandfreien und insbeson-
dere gesundheitlich unbedenklichen Lebensmitteln 
versorgt wird. Der Schutz der menschlichen Ge-
sundheit vor den mit der Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln möglicherweise verbundenen Gefahren 
ist deshalb einer der zentralen Schutzzwecke des 
Pflanzenschutzgesetzes vom 15. September 1986. In 
der Begründung zum Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung wird zu dieser Frage unter anderem folgendes 
ausgeführt: 

„Wie bisher muß die BBA*) bei der Zulassung feststel-
len, daß bei bestimmungsgemäßer und sachgerechter 
Anwendung des Pflanzenschutzmittels keine schäd-
lichen Auswirkungen auf die Gesundheit von Mensch 
und Tier zu besorgen sind. Als weiteres absolutes 
Schutzobjekt ist das unter anderem für die Trinkwas-
serversorgung besonders bedeutsame Grundwasser 
aufgenommen worden. Vor der Entscheidung über die 
Zulassung sind daneben Vorteile und Nachteile des 
Pflanzenschutzmittels im Hinblick auf sonstiges Was-
ser sowie auf Boden, Luft, Tier- und Pflanzenarten 
sorgfältig abzuwägen. Die Vertretbarkeit schädlicher 
Auswirkungen ist dabei nicht gegeben, wenn eine Be-
einträchtigung des Wohls der Allgemeinheit zu er-
warten ist. Unter Beachtung dieser Grundsätze sind 

*) Biologische Bundesanstalt für Land - und Forstwirtschaft. 

weiter die duldbaren Höchstmengen im Einvernehmen 
mit dem Bundesgesundheitsamt festzulegen. Diese 
werden jeweils zu gegebener Zeit in die Pflanzen-
schutzmittel-Höchstmengenverordnung vom 24. Juni 
1982 (BGBl. I S. 745) aufgenommen. Beispielsweise 
wird die BBA dabei auch zu prüfen haben, ob die 
Zulassung zu versagen ist, wenn ein Pflanzen-
schutzmittel größere nachteilige Auswirkungen erwar-
ten läßt als ein anderes, bereits zugelassenes Pflanzen-
schutzmittel, das für das gleiche Anwendungsgebiet 
vorgesehen ist. " 

Die neue Fassung des Gesetzes trägt somit dem Vor-
sorgeprinzip bei der Zulassung von Pflanzenschutzmit-
teln noch stärker als bisher Rechnung. Dies ist insbe-
sondere von Bedeutung, wenn es sich um unvertret-
bare Langzeitwirkungen handelt. 

In der gemeinsam vom Bundesminister für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit und dem Bundesmini-
ster für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten und dem Bundesminister 
für Wirtschaft sowie mit der Zustimmung des Bundes-
rates erlassenen Pflanzenschutzmittel-Höchstmengen-
verordnung werden die zulässigen Höchstgehalte für 
Rückstände von Pflanzenschutzmitteln festgesetzt, die 
beim Inverkehrbringen der betreffenden Lebensmittel 
nicht überschritten werden dürfen. Alle in dieser Ver-
ordnung aufgeführten Höchstmengen wurden vom 
Bundesgesundheitsamt unter Berücksichtigung stren- 

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Staatssekretärs im Bundesministerium für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit vom 9. August 1990 übermittelt. Die Drucksache enthält zusätzlich — in 
kleinerer Schrifttype — den Fragetext. 
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ger, international anerkannter wissenschaftlicher Maß-
stäbe toxikologisch geprüft und sind gesundheitlich 
unbedenklich. Die Festsetzung der Werte erfolgt unter 
Beachtung des Minimierungsprinzips, und ihre Höhe 
ist jeweils so bemessen worden, daß selbst im unwahr-
scheinlichsten Fall der lebenslangen täglichen Auf-
nahme dieser Stoffe in dieser Höhe keine gesundheit-
liche Gefährdung des Verbrauchers eintreten kann. 
Die bei der Festsetzung von Höchstmengen gewählten 
Sicherheitsabstände und die vom Bundesgesundheits-
amt durchgeführte gesundheitliche Bewertung tragen 
dem Schutz von Kindern in besonderer Weise Rech-
nung. 

Wirkstoffe von Pflanzenschutzmitteln zählen zu den 
am unfassendsten geprüften Stoffen überhaupt. Die 
bei der Zulassung und bei der Höchstmengenfestset-
zung vorzulegenden Unterlagen erlauben eine Beur-
teilung des Gesamtspektrums aller in Betracht kom-
menden Gefahren für Mensch, Tier und Umwelt. In der 
Bundesrepublik Deutschland sind daher keine Pflan-
zenschutzmittel zugelassen, in denen Stoffe enthalten 
sind, für die nach dem derzeitigen Stand der wissen-
schaftlichen Erkenntnis das Risiko einer erbgutverän-
dernden, krebserzeugenden, die Fruchtbarkeit oder 
irreversibel das Nervensystem schädigenden oder son-
stigen nachteiligen gesundheitlichen Wirkung für den 
Menschen nach sachgerechter Anwendung angenom-
men werden kann. 

Die vorliegenden Untersuchungsergebnisse zur Rück-
standssituation im nationalen und internationalen 
Bereich zeigen, daß die tatsächlich mit der Nahrung 
aufgenommenen Mengen auch in ungünstigen Fällen 
sehr niedrig sind und weit unterhalb der duldbaren 
täglichen Aufnahmemengen (DTA) liegen. 

Die in der Vorbemerkung erwähnte Studie der ameri-
kanischen Umweltorganisation Natural Resources 
Defense Council ist vom Bundesgesundheitsamt ein-
gehend geprüft worden. Die darin gemachten Schät-
zungen sind teilweise spekulativ, mit großen Unsicher-
heiten behaftet und auf die Situation in der Bundes-
republik Deutschland nicht übertragbar. Die behaup-
teten Gesundheitsrisiken finden durch die vorliegen-
den Ergebnisse zur Rückstandssituation in der Bundes-
republik Deutschland und in anderen Ländern keine 
Bestätigung. Zur Frage der Belastung von Grund- und 
Trinkwasser mit Pflanzenschutzmitteln hat die Bundes-
regierung mit ihrer Antwort vom 14. September 1989 
auf die Große Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. 
Martiny und der Fraktion der SPD „Schutz des Lebens-
mittels Trinkwasser" (Drucksache 11/5179) ausführlich 
Stellung genommen. 

Dies vorangestellt werden die Fragen im einzelnen wie 
folgt beantwortet: 

Pestizid-Rückstände in Lebensmitteln sind von der 
Bundesregierung ausdrücklich zugelassen. Die zuläs-
sigen Gehalte werden in der Pflanzenschutzmittel-
Höchstmengenverordnung festgelegt. Seit dem Beste-
hen der Bundesrepublik Deutschland wurden Pestizide 
zu einem integralen Bestandteil der Land- und Forst-
wirtschaft. Rund 30 000 Tonnen Pestizide werden 
heute in der Bundesrepublik Deutschland jährlich ein-
gesetzt, um die durch Züchtung, intensive Düngung  

sowie Monokulturen und zu kurze Fruchtfolgen anfäl-
ligen Pflanzen auf „praktische" Weise vor Schadorga-
nismen zu schützen, um Arbeitskräfte in der Landwirt-
schaft einzusparen oder zur Einhaltung von sogenann-
ten Qualitätsnormen (die vielfach mit Gift erkaufte 
äußere Schönheit bedeuten und sonst gar nichts). In-
dem diese Mittel bewußt auf Felder ausgebracht wer-
den, gelangen sie in den Boden, ins Grund- und Trink-
wasser, in die Luft und ins Regenwasser und in die 
Nahrungsmittel. 

Das Gefährdungspotential der im Boden angereicher-
ten Pestizide (gebundene Rückstände) ist unabschätz-
bar, ebenso wie das der flächenhaft in Grundwasser 
eingetragenen Pestizide; bekannt sind die Auswirkun-
gen der Grundwasserkontamination allerdings im Hin-
blick auf die Trinkwasserversorgung: 20 Prozent der 
6 300 Wasserwerke der Bundesrepublik Deutschland 
sind von der Schließung bedroht, weil sie die Grenz-
werte für Pestizide im Trinkwasser nicht einhalten 
können. 

Nicht minder alarmierend als die weiträumige Bela-
stung des Grundwassers mit Pestiziden sind die ge-
sundheitlichen Gefährdungen durch Pestizid-Rück-
stände in Lebensmitteln, vor allem für Kinder. Nach 
einer Studie der amerikanischen Umweltorganisation 
Natural Resources Defense Council (NRDC) besteht für 
Kinder ein hohes Risiko im Hinblick auf Krebserkran-
kungen und Nervenschädigungen infolge hoher Pesti-
zid-Belastungen. 

A. Das Gefahrenpotential von Pestiziden 

1. Nach Abschätzungen der National Academy of 
Science (NAS) aus dem Jahr 1987 muß damit ge-
rechnet werden, daß 90 Prozent aller Fungizide, 
60 Prozent aller Herbizide und 30 Prozent aller In-
sektizide möglicherweise krebserzeugend sind. 

Welcher Anteil der in der Bundesrepublik 
Deutschland zugelassenen Fungizide, Herbizide 
und Insektizide muß als potentiell krebserzeugend 
gelten, und um welche Wirkstoffe und Abbaupro-
dukte handelt es sich dabei?  

In welchen Kulturen werden diese Mittel einge-
setzt? 

Die in der Fragestellung angesprochenen Abschätzun-
gen beziehen sich vermutlich auf einen Bericht, den 
das Board on Agriculture des National Research Coun-
cil auf eine Anfrage der U.S. Environmental Protection 
Agency (EPA) im Februar 1985 hin erstellt hat. Mit der 
Erstellung dieses Berichtes wurde das „Committee on 
Scientific and Regulatory Issues Underlying Pesticide 
Use Patterns and Agricultural Innovation" beauftragt. 
In dem Bericht sollte insbesondere der Frage nachge-
gangen werden, welche Auswirkungen die strikte An-
wendung der sogenannten „Delanye-Clause" auf die 
Zulassungssituation bei Pflanzenschutzmitteln sowie 
den Schutz der menschlichen Gesundheit haben 
würde. 

Zum Zeitpunkt der Erstellung des Berichtes mit dem 
Titel „Regulating Pesticides in Food: The Delaney 
Paradox" waren in den USA insgesamt 289 Wirkstoffe 
in Pflanzenschutzmitteln zugelassen, die zu Rückstän-
den in oder auf Lebensmitteln führten. Von diesen 289 
Substanzen waren insgesamt 53 Wirkstoffe, darunter 
17 Herbizide, 14 Fungizide und 19 Insektizide von der 
amerikanischen Umweltbehörde aufgrund von Ergeb-
nissen aus Tierversuchen als wahrscheinlich krebs-
erzeugend (Kategorie B) oder möglicherweise krebs-
erzeugend (Kategorie C) eingestuft worden. 
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Für den Bereich der Herbizide kommt der Bericht zu 
der Einschätzung, daß der Marktanteil dieser Wirk-
stoffe, bezogen auf die in den USA pro Jahr insgesamt 
an Pflanzenschutzmitteln angewendete Menge von ca. 
480 Millionen Pounds, bei etwa 60 Prozent lag. Die von 
der EPA für die als wahrscheinlich oder möglicher-
weise krebserzeugend eingestuften Fungizide bzw. 
Insektizide vorgenommenen Einschätzungen geben 
ebenso lediglich den Marktanteil an der in den USA 
pro Jahr vermarkteten Wirkstoffmenge an. Es ist des-
halb sachlich unzutreffend, aus den genannten Daten 
die in der Frage getroffene Aussage abzuleiten, daß 
90 Prozent aller Fungizide, 60 Prozent aller Herbizide 
und 30 Prozent aller Insektizide möglicherweise krebs-
erzeugend sind. 

In der Bundesrepublik Deutschland sind zur Zeit etwa 
200 Wirkstoffe in Pflanzenschutzmitteln zugelassen. 
Nach den Kriterien der Europäischen Gemeinschaften 
sind davon vier Wirkstoffe in Herbiziden (Wirkstoffe: 
Alachlor, Amitrol, Isoproturon, Linuron) sowie ein 
Wirkstoff in Fungiziden (Wirkstoff: Chlorthalonil) in 
die Kategorie 3 des Klassifikationssystems der EG ein-
gestuft. Nach dessen Kriterien gelten sie als „Stoffe, 
die wegen möglicher krebserzeugender Wirkung beim 
Menschen zur Besorgnis Anlaß geben, über die jedoch 
nicht genügend Informationen über eine bef riedigende 
Beurteilung vorliegen. Aus geeigneten Tierversuchen 
liegen einige Anhaltspunkte vor, die jedoch nicht aus-
reichen, um den Stoff in Kategorie 2 einzustufen" 
[Richtlinie 83/467/EWG der Kommission vom 29. Juli 
1983 (ABl. EG Nr. L 257 vom 16. September 1983 S. 1)]. 
Von den in der Bundesrepublik Deutschland zugelas-
senen Insektizidwirkstoffen ist nach den Kriterien der 
EG keiner als wahrscheinlich oder möglicherweise 
krebserzeugend eingestuft. 

Bei der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln (Stand: 
1. März 1990) wurden für die o. g. Wirkstoffe die nach-
stehend aufgeführten Anwendungen vorgesehen, 
wobei Anwendungen im Zierpflanzenbau, im Forst so-
wie auf Nichtkulturland und Gleisanlagen unberück-
sichtigt bleiben. Für Linuron-haltige Pflanzenschutz-
mittel ist eine Entscheidung über die weitere Zulas-
sung noch nicht getroffen worden. Die für diese Mittel 
nachstehend genannten Anwendungsgebiete sind im 
Antrag auf erneute Zulassung beantragt worden. 

— Alachlor: 	im Ackerbau bei Mais und Winter- 
raps 

— Amitrol: 	im Obstbau bei Kern- und Steinobst 
(ausgenommen Aprikose, Pfirsisch), 
im Weinbau 

— Chlorthalonil: im Ackerbau bei Weizen 

— Isoproturon: 

	

	im Ackerbau bei Wintergetreide, 
Sommerweizen, Sommergerste 

— Linuron: 	im Ackerbau bei Ackerbohnen, 
Futtererbsen, Wintergetreide, 
im Gemüsebau bei Erbsen, Möhren, 
Porree, Selle rie, ausgenommen 
Bleichsellerie, Schnittpetersilie, im 
Weinbau 

2. Nach Ansicht der amerikanischen Umweltbe-
hörde Environmental Protection Agency (EPA) 
sind von den 254 000 Tonnen der in den USA 
angewendeten Herbizide und Fungizide 170 000 
Tonnen höchstwahrscheinlich bzw. möglicher-
weise krebserzeugend (News Week, 30. Januar 
1989). 

Bei welchem Anteil der in der Bundesrepublik 
Deutschland eingesetzten Mengen an Herbiziden 
und Fungiziden ist mit diesen Eigenschaften zu 
rechnen? 

Die Schlußfolgerungen des in der Antwort zu Frage 1 
erwähnten Berichtes stellen Schätzungen dar, die 
hinsichtlich des gesundheitlichen Risikos durch mög-
licherweise krebserzeugende Pflanzenschutzmittel 
nicht auf die Situation in der Bundesrepublik Deutsch-
land übertragbar sind. Dies ist zum einen darin be- 
gründet, daß von den 14 fungiziden Wirkstoffen, die 
von der EPA als wahrscheinlich oder möglicherweise 
krebserzeugend angegeben wurden, die Stoffe Capta

-

fol, Captan, Folpet, o-Phenylphenol, PCNB (Penta-
chlornitrobenzol bzw. Quintozen) und Natriumarsenit 
in der Bundesrepublik Deutschland nicht bzw. nicht 
mehr zugelassen sind. Für einige dieser Stoffe besteht 
aufgrund der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung 
ein vollständiges Anwendungsverbot. Zum anderen 
liegen für andere in dem Bericht erwähnte Wirkstoffe 
wie Benomyl, Mancozeb und Maneb nach Auffassung 
der zuständigen EG-Kommission keine wissenschaft-
lichen Erkenntnisse vor, die eine Einstufung hinsicht-
lich möglicher krebserzeugender Wirkungen erf order-
lich machen würden. Für die in der Bundesrepublik 
Deutschland zugelassenen Fungizide treffen diese Ein-
stufungen nur für den Wirkstoff Chlorthalonil zu. 

In dem der EPA vorgelegten Bericht wird ferner davon 
ausgegangen, daß 17 Wirkstoffe von in den USA zuge-
lassenen Herbiziden wahrscheinlich oder möglicher-
weise krebserzeugend sind. Im Gegensatz dazu wur-
den in der Bundesrepublik Deutschland bisher nur vier 
Herbizid-Wirkstoffe nach den Kriterien der EG als 
möglicherweise krebserzeugend eingestuft. Im einzel-
nen handelt es sich hierbei um die Stoffe Alachlor, 
Amitrol, Isoproturon und Linoron. In diesem Zusam-
menhang ist allerdings anzumerken, daß die Wirk-
stoffe Amitrol und Alachlor als Rückstände in Lebens-
mitteln analytisch nicht nachweisbar sind. In dem vom 
Board on Agriculture of the National Research Council 
erstellten Bericht sind derartige Stoffe nicht einbezo-
gen worden, da sie in Lebensmitteln nicht rückstands-
relevant sind. Ferner ist festzustellen, daß im inter-
nationalen Vergleich gelegentlich unterschiedliche 
Bewertungen und Entscheidungen zu den einzelnen 
krebserzeugenden oder möglicherweise krebserzeu-
genden Stoffen durchgeführt bzw. erlassen wurden, 
die ihre Ursachen in voneinander abweichenden recht-
lichen Vorgaben oder unterschiedlichen wissenschaft-
lichen Datenbasen zum Zeitpunkt der Entscheidung 
hatten. 

Nach den der Biologischen Bundesanstalt als zuständi-
ger Zulassungsbehörde vorliegenden Meldungen ge-
mäß § 19 Abs. 1 Pflanzenschutzgesetz betrug 1988 die 
im Geltungsbereich des Pflanzenschutzgesetzes abge-
gebene Menge der o. g. zugelassenen fünf Wirkstoffe 
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(Alachlor, Amitrol, Isoproturon, Linuron und Chlortha-
lonil) etwa 6 Prozent der insgesamt 1988 abgegebenen 
Wirkstoffmenge von 36 775 Tonnen. Weitere Einzelda-
ten zu Handelsprodukten und Wirkstoffen können 
nicht angegeben werden, da sie nach § 30 Verwal-
tungsverfahrensgesetz der Vertraulichkeit unterliegen. 
Derartige Angaben zählen somit zu den Bet riebs- und 
Geschäftsgeheimnissen, da sie in hohem Maß Auf-
schluß über die Stellung der betroffenen Firmen im 
Wettbewerb geben können. 

 
3. Nach einem Szenario des National Research 

Council (NRC) aus dem Jahre 1987 bewirken die 
von der EPA als höchstwahrscheinlich oder mög-
licherweise krebserzeugend klassifizierten Herbi-
zide und Fungizide in den USA 1,4 Millionen Fälle 
zusätzlicher Krebserkrankungen im Zeitraum von 
70 Jahren, wobei das Risiko für Kinder aufgrund 
der langen Expositionszeiten am größten ist. 

Mit welcher Anzahl von zusätzlichen Krebs-
erkrankungen ist in der Bundesrepublik Deutsch-
land durch den Einsatz von Pestiziden in der 
Landwirtschaft und somit in Lebensmitteln vor-
handenen Rückständen zu rechnen? 

a) Für einzelne Produkte werden dabei nach An-
gaben der National Academy of Science von 
1987 folgende Angaben über die zusätzlichen 
Krebserkrankungen je 1 Mio. Personen ge-
macht: 

Tomaten 	875 
Kartoffeln 	521 
Orangen 	376 
Kopfsalat 	344 
Apfel 	323 
Pfirsiche 	323 
Bohnen 	123 
Karotten 	122. 

Sind diese Abschätzungen auf die Belastungs-  
und damit Gefährdungssituation in der Bundes-
republik Deutschland zu übertragen? 

Wenn nein, aus welchem Grunde nicht? 

Für welche Lebensmittel ergeben sich, bezogen 
auf die zulässigen Rückstandsmengen, die größ-
ten Risikopotentiale, und durch welche Wirkstoffe 
werden sie im einzelnen und mit welchem Beitrag 
verursacht? 

Sinn und Zweck der in dem zuvor genannten Bericht 
vorgenommenen Schätzungen war es, das von be-
stimmten Wirkstoffen möglicherweise ausgehende 
krebserzeugende Risiko auf der Grundlage einheit-
licher Beurteilungskriterien zu quantifizieren, zu ver-
gleichen und dann ggf. entsprechende Maßnahmen 
zur Reduzierung des Risikos zu diskutieren. Das für 
diese Aufgabe eingesetzte Komitee untersuchte die 
hierzu in den USA bestehenden gesetzlichen Grund-
lagen für die Festsetzung von Höchstmengen in Le-
bensmitteln und entwickelte eine computergestützte 
Datenbasis zur Abschätzung des potentiellen Risikos 
durch die nahrungsbedingte Aufnahme von Pflanzen-
schutzmitteln, die von der EPA als wahrscheinlich oder 
möglicherweise krebserzeugend eingestuft wurden. 
Schließlich hat das Komitee auch die Auswirkungen 
alternativer Ansätze bei der Höchstmengenfestsetzung 
in bezug auf das Krebsrisiko sowie die Anwendung 
und Entwicklung von Pflanzenschutzmitteln überprüft. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß die 
angestellten Schätzungen die obere Grenze des zu-

sätzlichen Risikos, durch Rückstände von Pflanzen-
schutzmitteln in und auf Lebensmitteln an Krebs zu 
erkranken, angeben. Es muß allerdings betont werden, 
daß es sich hierbei um sogenannte „worst case"-
Annahmen handelt, d. h. in bezug auf die Verzehrs-
menge, die Rückstandsmenge und die krebserzeugen-
den Wirkungen der Stoffe wurde von der jeweils 
ungünstigsten Situation ausgegangen. 

In dem Bericht selbst wird deshalb ausdrücklich darauf 
hingewiesen, daß die den Schätzungen zugrundelie-
genden Ausgangsdaten mit einem großen Unsicher-
heitsfaktor behaftet sind, der bei Annahme der jeweils 
ungünstigsten Voraussetzungen zu einer Überschät-
zung des Risikos um ein bis zwei Größenordnungen 
und mehr führt. Die Ableitung der Anzahl zusätzlicher 
Krebserkrankungen in einer bestimmten Region an-
hand der vorgenommenen Grenzwertschätzungen ist 
deshalb spekulativ und hält einer sorgfältigen wissen-
schaftlichen Überprüfung nicht stand. Aus diesem 
Grund gibt auch der Bericht das jeweils geschätzte 
Risiko nicht in Fällen von zusätzlichen Krebserkran-
kungen an. Im Ergebnis ist festzustellen, daß eine 
wissenschaftlich seriöse Vorhersage der durch die An-
wendung von Pflanzenschutzmitteln in der Landwirt-
schaft verursachten Anzahl von zusätzlichen Krebs-
erkrankungen in der Bundesrepublik Deutschland an-
hand dieses Berichts nicht getroffen werden kann. 

Zu Buchstabe a 

Die in dem Bericht zu den einzelnen Lebensmitteln in 
Bezug auf das möglicherweise zusätzliche Krebsrisiko 
vorgenommenen Abschätzungen sind aus folgenden 
Gründen nicht auf die Situation in der Bundesrepublik 
Deutschland übertragbar: 

1. Das geschätzte Risiko wird bei Tomaten, Orangen, 
Äpfeln und Bohnen zu ca. 95 Prozent, bei Pfirsichen 
zu ca. 89 Prozent und bei Kopfsalat zu ca. 53 Prozent 
auf insgesamt elf Fungizid-Wirkstoffe zurück-
geführt. In der Bundesrepublik Deutschland sind 
aber Wirkstoffe wie z. B. Captafol, Captan, Folpet, 
o-Phenylphenol, die in den USA für den größten 
Teil des geschätzten Risikos bei Tomaten und 
Äpfeln verantwortlich waren, nicht bzw. nicht mehr 
zugelassen. Die in der Pflanzenschutzmittel

-

Höchstmengenverordnung oder der Zusatzstoff

- 

Zulassungsverordnung festgesetzten Höchstmen-
gen für Rückstände in Lebensmitteln sind wesent-
lich niedriger als die in den USA zugelassenen 
Werte; diese Höchstmengen sind mit den übrigen 
EG-Mitgliedstaaten abgestimmt und entsprechend 
den geltenden gemeinschaftsrechtlichen Bestim-
mungen. Darüber hinaus ist der Wirkstoff Chlortha-
lonil in der Bundesrepublik Deutschland nur für die 
Anwendung im Weizenanbau vorgesehen, die zu 
sehr geringen Rückständen führt und als gesund-
heitlich unbedenklich anzusehen ist. 

2. Die bei Insektiziden durchgeführte Risikoabschät-
zung entfällt zu mehr als 95 Prozent auf die Wirk-
stoffe Chlordimeform und Permethrin. Der Wirkstoff 
Chlordimeform ist in der Bundesrepublik Deutsch-
land in Pflanzenschutzmitteln nicht zugelassen. Für 
Rückstände dieses Wirkstoffes ist in der Pflanzen- 
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schutzmittel-Höchstmengenverordnung der strenge 
Wert in Höhe von 0,01 mg/kg festgesetzt worden. 
Die Anwendung chlordimeformhaltiger Pflanzen-
schutzmittel unterliegt aufgrund der Pflanzen-
schutz-Anwendungsverordnung einem vollständi-
gen Anwendungsverbot. 

Für Permethrin ist nach dem Stand der wissen-
schaftlichen Erkenntnisse ein krebserzeugendes 
Potential hinreichend auszuschließen, so daß die 
Voraussetzungen für eine Einstufung des Stoffes als 
möglicherweise krebserzeugend nach Auffassung 
der zuständigen EG-Kommission nicht gegeben 
sind. Die in der Bundesrepublik Deutschland fest-
gesetzten Höchstmengen für Rückstände an Perme-
thrin in Lebensmitteln liegen darüber hinaus erheb-
lich unter den in den USA geltenden Werten. 

3. In bezug auf das geschätzte Risiko durch Herbizide 
wurde in dem Bericht ermittelt, daß in den USA 
mehr als 98 Prozent des Risikos auf den Wirkstoff 
Linuron entfällt. Eine erneute Bewertung der toxi-
kologischen Untersuchungen durch die EPA im 
Jahre 1988 hat jedoch ergeben, daß das krebserzeu-
gende Potential von Linuron für den Menschen als 
so gering anzusehen ist, daß eine Einschränkung 
der Anwendungsgebiete nicht für erforderlich ge-
halten wurde. Ausschlaggebend für diese Bewer-
tung war u. a., daß die im Experiment aufgetretenen 
Tumoren altersbedingt auch bei unbehandelten 
Tieren relativ häufig auftraten und es keine Hin-
weise auf einen genotoxischen Mechanismus der 
Krebsentstehung gibt. 

Aus Gründen des vorbeugenden gesundheitlichen 
Verbraucherschutzes sind in der Bundesrepublik 
Deutschland die zulässigen Höchstmengen für 
Rückstände von Linuron in Lebensmitteln so niedrig 
festgesetzt worden, daß ein gesundheitliches Risiko 
nicht zu erwarten ist — weder für Kinder noch bei 
extremen Verzehrsgewohnheiten. Dies ergibt sich 
aus der vom Bundesgesundheitsamt im Rahmen des 
Zulassungsverfahrens nach dem Pflanzenschutzge-
setz durchgeführten gesundheitlichen Bewertung 
von Linuron, die von der potentiellen Aufnahme 
von Rückständen dieses Wirkstoffes durch die Nah-
rung am Beispiel eines vier- bis sechsjährigen Mäd-
chens mit einem Körpergewicht von 13,5 kg aus-
geht, weil dessen relative Nahrungsaufnahme bezo-
gen auf das Körpergewicht größer als die von Er-
wachsenen ist. Bei den Berechnungen wurde zur 
Erhöhung der Sicherheit unterstellt, daß alle Linu-
rongehalte in allen Fällen in Höhe der zulässigen 
Höchstmenge in oder auf den betreffenden Lebens-
mitteln vorhanden sind („worst case principle"). Ein 
Vergleich der für Linuron aufgestellten duldbaren 
täglichen Aufnahmemenge. (DTA), d. h. der Dosis, 
die auch bei lebenslanger täglicher Aufnahme nicht 
zu einer Schädigung der Gesundheit führt, mit der 
theoretisch maximalen Aufnahmemenge im Falle 
eines leichtgewichtigen Mädchens zeigt, daß der 
DTA-Wert in Höhe von 0,00625 mg/kg Körperge-
wicht/Tag selbst in diesem ungünstigsten Fall bei 
weitem nicht erreicht oder überschritten wird, da 
die errechnete Aufnahmemenge ca. 0,001 bis 0,002 
mg/kg Körpergewicht/Tag und damit ca. ein Sech-

stel bis ein Drittel des DTA-Wertes beträgt. Bei 
einer derartigen Aufnahmemenge können nach 
Auffassung des Bundesgesundheitsamtes Gefähr-
dungen für die menschliche Gesundheit mit hinrei-
chender Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen 
werden. 

In der Bundesrepublik Deutschland dürfen auf-
grund der Pflanzenschutzmittel-Höchstmengenver-
ordnung vom 16. Oktober 1989 für die nach den 
Kritrien der EG als möglicherweise krebserzeugend 
eingestuften Wirkstoffe Alachlor, Amitrol, Chlortha-
lonil, Isoproturon und Linuron in oder auf Lebens-
mitteln pflanzlicher Herkunft folgende Höchstmen-
gen beim Inverkehrbringen der nachstehend aufge-
führten Lebensmittel nicht überschritten werden: 

Wirkstoff 	Höchst- 	Lebensmittel 
menge 
(mg/kg) 

Alachlor 	0,1 	Raps, Rübsen 

Alachlor 	0,02 andere pflanzliche 
Lebensmittel 

Amitrol 	0,05 alle pflanzlichen Lebens- 
mittel 

Chlorthalonil 	0,2 	Getreide 

Isoproturon 	0,2 	Getreide 

Linuron 	0,5 	Blatt- und Knollenselle

-

rie, Blätter von Knollen-
sellerie, Petersilie 

Linuron 	0,2 	Möhren 

Linuron 	0,1 	frische Bohnen, frische 
Erbsen 

Linuron 	0,05 andere pflanzliche 
Lebensmittel 

4. Welche in der Bundesrepublik Deutschland zuge-
lassenen Pestizide bzw. ihre Abbauprodukte sind 
Krebspromotoren, und wie wird ihr Gefährdungs-
potential eingeschätzt? 

Die meisten für den Menschen als krebserzeugend 
erkannten Stoffe haben sich auch im Langzeitversuch 
am Tier als krebserzeugend erwiesen. Daher muß 
grundsätzlich davon ausgegangen werden, daß im 
Tierversuch krebserzeugende Substanzen auch für 
den Menschen krebserzeugend sein können. Aller-
dings können im Tierversuch erhobene Befunde nicht 
ohne Einschränkungen auf den Menschen übertragen 
werden. In bestimmten Einzelfällen kann eine solche 
Übertragung sogar ausgeschlossen sein, wenn bei-
spielsweise die biologische Reaktionsempfindlichkeit 
oder das toxikokinetische Verhalten eines Stoffes bei 
Mensch und Tier unterschiedlich sind. Gleichwohl 
steht der Nutzen von Tierversuchen als Instrument des 
präventiven Gesundheitsschutzes auch bei der Evalu-
ierung des krebserzeugenden Risikos von Stoffen für 
den Menschen außer Frage. Im Rahmen der von der 
Internationalen Agentur für Krebsforschung (IARC) 
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der Weltgesundheitsorganisation sowie der von der 
Senatskommission zur Prüfung gesundheitsschädli-
cher Arbeitsstoffe der Deutschen Forschungsgemein-
schaft durchgeführten Bewertungen von krebserzeu-
genden Chemikalien besitzen tierexperimentelle Be-
funde ein deutliches Übergewicht gegenüber epide-
miologischen Daten. 

Eine entscheidende Voraussetzung für eine sachge-
rechte gesundheitliche Bewertung der aus Tierver-
suchen stammenden Ergebnisse ist, daß die für die 
Entstehung von Turmoren ursächlichen Mechanismen 
bekannt sind, damit geklärt werden kann, ob und 
inwieweit diese auch für den Menschen zutreffend 
sind. Zur Abschätzung der Übertragbarkeit dieser 
Ergebnisse auf den Menschen sind die Kenntnisse der 
Pharmakokinetik bzw. der Toxikokinetik und des 
Metabolismus von Stoffen unverzichtbar. 

Das Bundesgesundheitsamt geht in Übereinstimmung 
mit der vorherrschenden wissenschaftlichen Meinung 
davon aus, daß sich die Wahrscheinlichkeit einer 
krebsauslösenden Wirkung beim Menschen erhöht, 
wenn im Tierexperiment 

— Tumoren, die normalerweise nicht vorkommen, auf-
treten; 

— Tumoren, die normalerweise vorkommen, früher 
auftreten; 

— Tumoren häufiger auftreten, als sie normalerweise 
vorkommen. 

Diese bei der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln 
zugrunde gelegten grundsätzlichen Leitlinien zur Be-
wertung krebserzeugender Risiken von Stoffen stim-
men mit denen der Weltgesundheitsorganisation und 
anderer wissenschaftlicher Institutionen überein. Da-
nach ist bei der Beurteilung der krebserzeugenden 
Wirkung eines Stoffes g rundsätzlich zwischen einer 
initiierenden gentoxischen und einer promovierenden 
Wirkung zu unterscheiden. Im Gegensatz zu Stoffen 
mit initiierender Wirkung, deren alleinige Anwesen-
heit in Zellen ausreicht, um Krebs hervorzurufen, för-
dern Stoffe mit promovierender Wirkung das Wachs-
tum neoplastisch bereits veränderter Zellen. 

Wie sich aus zahlreichen tierexperimentellen Unter-
suchungen ableiten läßt, sind bei gentoxisch wirken-
den Kanzerogenen die Effekte irreversibel, d. h., ein 
Erholungseffekt konnte bei initiierenden Substanzen 
im Tierversuch nicht festgestellt werden. Demgegen-
über sind biologische Wirkungen im Tierversuch, die 
von Promotoren ausgelöst werden, im Anfangsstadium 
reversibel, d. h. daß es für Promotoren wahrscheinlich 
Dosierungen gibt, die ohne Wirkung bleiben (Schwel-
lendosis). Der Festlegung einer Schwellendosis für 
Stoffe mit diesen Eigenschaften stehen jedoch gegen-
wärtig noch eine Vielzahl ungelöster Probleme ent-
gegen, so daß auch als Promotoren erkannte Substan-
zen nach Auffassung des Bundesgesundheitsamtes 
weiterhin aus Vorsorgegründen restriktiv zu behan-
deln sind. 

Aufgrund der aus Tierstudien gewonnenen wissen-
schaftlichen Daten kann davon ausgegangen werden, 
daß es sich bei den auch in der Bundesrepublik 
Deutschland zugelassenen Pflanzenschutzmittel-Wirk-

stoffen Isoproturon, Linuron, Amitrol und Chlorthalonil 
um solche Stoffe handelt, bei denen die Tumorentste-
hung durch Mechanismen der Tumorpromotion erklärt 
werden kann. Für diese Stoffe ist es daher vertretbar, 
unter Zugrundelegung der festgestellten Dosis ohne 
nachweisbare Wirkungen im Tierversuch bei Einbezie-
hung einer hohen Sicherheitsspanne eine Höchst-
menge für Rückstände in oder auf Lebensmitteln zu 
berechnen, die nach dem Stande der wissenschaft-
lichen Erkenntnisse gesundheitlich unbedenklich ist. 

5. Welches Gefahrenpotential ist, über die Summe 
der Schadwirkungen der einzelnen Pestizide hin-
aus, nach Kenntnis der Bundesregierung aufgrund 
von synergistischen Wirkungen der verschiede-
nen Pestizide untereinander sowie zusätzlich mit 
anderen Umweltchemikalien bei der Bewe rtung 
von Pestiziden in Lebensmitteln in Betracht zu 
ziehen? 

Als Folge des Zusammenwirkens von zwei oder meh-
reren Stoffen können grundsätzlich synergistische und 
antagonistische Wirkungen unterschieden werden. Als 
synergistische Wirkungen werden solche Wirkungen 
bezeichnet, die gleichsinnig wirken. Entspricht der 
Effekt der Summe der Einzelwirkungen, spricht man 
von additiven Wirkungen, ist der Effekt jedoch größer, 
als er von der Summe der Einzelwirkungen erwartet 
werden kann, von potenzierenden Wirkungen (über-
additiv). Heben sich hingegen Stoffe in ihrer Wirkung 
gegenseitig auf oder ist der resultierende Effekt klei-
ner, als er von der Summe der Einzelwirkungen erwar-
tet werden kann, spricht man von einer antagonisti-
schen Wirkung. 

In der Pharmakologie und Toxikologie sind bisher nur 
wenige Stoffe bekannt, die sich bei gleichzeitiger Gabe 
in ihrer Wirkung entweder additiv verstärken oder gar 
potenzieren. Eine solche Wirkung kann experimentell 
nur ermittelt werden, wenn die betreffenden Stoffe in 
ausreichend hoher Dosierung verabreicht werden, so 
daß die Schwellendosen ihrer Wirksamkeit überschrit-
ten werden. 

Im Rahmen der Zulassung nach dem Pflanzenschutz-
gesetz und der Festsetzung von Höchstmengen nach 
dem Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetz 
wird für alle Pflanzenschutzmittel expe rimentell eine 
Schwellendosis ermittelt, unterhalb derer keine biolo-
gische Wirkung mehr erkannt werden kann. Es ist da-
her möglich abzuschätzen, in welchem Dosisbereich 
diese Stoffe wirkungslos sind, selbst wenn mehrere 
Stoffe gleichzeitig als Rückstände auf Lebensmitteln 
vorhanden sein sollten. Da die Höchstmengen kei-
nesfalls in Höhe des toxikologischen Grenzwertes fest-
gesetzt werden, sondern nur so hoch, wie es aufgrund 
der Rückstandssituation bei Zugrundelegung der 
guten landwirtschaftlichen Praxis erforderlich ist, lie-
gen zwischen den festgelegten Höchstmengen und 
den im Tierversuch ermittelten Dosen mit biologischer 
Wirkung in der Regel zwei- bis dreistellige Sicherheits-
spannen, so daß selbst bei Vorliegen einer überaddi-
tiven Wirkung eine Gesundheitsgefährdung nicht zu 
erwarten ist. Hinzu kommt, daß für Stoffe mit gleicher 
oder ähnlicher Wirkung in der Pflanzenschutzmittel- 
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Höchstmengenverordnung gemeinsame Höchstmen-
gen festgesetzt wurden, sofern dies aufgrund von 
Untersuchungsergebnissen erforderlich und aus Sicht 
der amtlichen Lebensmittelüberwachung analytisch 
praktikabel ist. In diesem Zusammenhang sind fol-
gende Stoffkombinationen beispielhaft zu nennen: 

— Captan/Folpet 

— Benomyl, Carbendazim, Thiophanat-methyl 

— Dithiocarbamate (Gruppentoleranz) 

— Chlorpropham/Propham 

— Thiocyclam/Nereistoxin 

— Pyrethrine (Gruppentoleranz) 

— Diuron/Linuron/Neburon. 

Beim Vorliegen neuer Erkenntnisse erfolgt stets eine 
Überprüfung und gegebenenfalls Änderung der fest-
gesetzten Höchstmengen. 

Aus den vorstehenden Ausführungen ergibt sich, daß 
es aus wissenschaftlicher Sicht nicht wahrscheinlich 
ist, daß gesundheitliche Gefährdungen des Verbrau-
chers durch additive oder synergistische Wirkungen 
von Pflanzenschutzmittel-Rückständen in Lebensmit-
teln untereinander oder mit anderen Schadstoffen ein-
treten können. Dies steht in Übereinstimmung mit der 
Erkenntnis, daß Wirkungen oder gesundheitliche 
Schäden beim Menschen durch Verzehr von Lebens-
mitten, die Rückstände von Pflanzenschutzmitteln in 
der Größenordnung der festgesetzten Höchstmengen 
aufweisen, bisher nicht beobachtet wurden. Der in 
Frage 32 zitierte Toxikologe Prof. Dr. Henschler hat 
hierzu in seinem anläßlich der Jahrestagung des Bun-
des für Lebensmittelrecht und Lebensmittelkunde in 
Bad Godesberg am 18. Mai 1990 gehaltenen Vortrag 
u. a. wörtlich ausgeführt: 

„Aufkommende Kritik, die sich auf die Befürchtung 
der Kumulation einer Vielzahl von Stoffen auch bei 
Einhaltung der Einzelwerte konzentriert, entbehrt 
sowohl der wissenschaftlichen Substanz als auch kon-
kreter Beobachtungen. " 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß systematische 
wissenschaftliche Ansätze zur Prüfung von Kombina-
tionswirkungen bisher nicht vorliegen. Die Pflanzen-
schutzmittel-Höchstmengenverordnung und die Zu-
satzstoff-Zulassungsverordnung enthalten jeweils über 
400 Stoffe. Allein für die Prüfung von zehn Stoffen in 
einer Kombination mit jeweils drei Stoffen wären nach 
Angaben des Industrieverbandes Agrar e. V. 120 Un-
tersuchungen erforderlich, die Kosten in Höhe von ca. 
600 Millionen DM verursachen und ca. 120 000 Tiere 
erfordern würden. Eine ungezielte Überprüfung aller 
denkbaren Stoffkombinationen würde daher die Zahl 
der Tierversuche und Kosten auf ein unüberschau-
bares Maß ansteigen lassen. Abgesehen davon, daß die 
dafür erforderlichen Prüfkapazitäten nicht zur Ver-
fügung stehen, würde sich ein derartiges wissenschaft-
lich nicht begründbares Vorgehen nicht zuletzt aus 
ethischen Gründen des Tierschutzes verbieten. 

6. Welches weitere Gefahrenpotential besteht auf-
grund der Kontamination von Lebensmitteln hin-
sichtlich folgender Wirkungen 

a) mutagene Wirkungen, 

b) teratogene Wirkungen, 

c) Nervenschädigungen, 

d) sonstige gesundheitsschädigende Wirkungen? 

Die Anforderungen in bezug auf die Zulassung von 
Pflanzenschutzmitteln nach dem Pflanzenschutzgesetz 
sind in der Pflanzenschutzmittelverordnung festgelegt. 
§ 1 Abs. 2 Nr. 2d) dieser Verordnung bestimmt, daß zu 
den zum Nachweis der Zulassungsvoraussetzungen er-
forderlichen Unterlagen Versuchsberichte über das 
Verhalten hinsichtlich der akuten, subchronischen und 
chronischen Toxizität, der erbgutverändernden, frucht-
schädigenden, krebserzeugenden und fruchtbarkeits-
verändernden Wirkungen sowie das Verhalten im 
Stoffwechsel bei Mensch und Tier gehören. Absatz 5 
dieser Verordnung schreibt ferner vor, daß die Prüfun-
gen und ihre Durchführung dem Stand der wissen-
schaftlichen Erkenntnisse und dem Stand der Technik 
entsprechen müssen. 

Die im Rahmen der Zulassung durchzuführenden ge-
sundheitsbezogenen Prüfungen von Pflanzenschutz-
mitteln werden vom Bundesgesundheitsamt durchge-
führt. Das Bundesgesundheitsamt hat in der Vergan-
genheit sein Einvernehmen gegenüber der als Zulas-
sungsbehörde im Gesetz bestimmten Biologischen 
Bundesanstalt nur erteilt, wenn die Erfordernisse des 
Schutzes der Gesundheit von Mensch und Tier beim 
Verkehr mit gefährlichen Stoffen nicht entgegen-
stehen und das Pflanzenschutzmittel bei bestimmungs-
gemäßer und sachgerechter Anwendung oder als 
Folge einer solchen Anwendung keine schädlichen 
Auswirkungen auf die Gesundheit von Mensch und 
Tier und auf das Grundwasser hat. In der Bundesrepu-
blik Deutschland sind daher keine Pflanzenschutzmit-
tel zugelassen, in denen Stoffe enthalten sind, für die 
ein mutagenes, teratogenes oder irreversibel das Ner-
vensystem schädigendes sowie ein sonstiges gesund-
heitliches Risiko für den Menschen bei sachgerechter 
Anwendung angenommen werden kann. 

Eine Gesundheitsgefährdung der Verbraucher durch 
Rückstände von Pflanzenschutzmitteln in oder auf 
Lebensmitteln ist nach dem Stand, der wissenschaft-
lichen Erkenntnisse nicht zu begründen, da bei der 
Festlegung der zulässigen Höchstmengen die erforder-
lichen Sicherheitsfaktoren zur Dosis ohne erkennbare 
Wirkung für alle Parameter einschließlich der in der 
Fragestellung unter a) bis d) genannten berücksichtigt 
werden. 

Wie aus den Untersuchungsberichten der amtlichen 
Lebensmittelüberwachung der Länder der letzten 
Jahre hervorgeht, liegt die Belastung der meisten Le-
bensmittel mit wenigen Ausnahmen immer unterhalb 
der festgesetzten Höchstmengen. Aus den von den 
Überwachungsbehörden der Länder festgestellten 
Rückstandswerten z. B. für Organochlorpestizide in tie-
rischen Lebensmitteln ist abzuleiten, daß es allenfalls 
nur in sehr ungünstigen Fällen bei einem kleinen Teil 
der Bevölkerung zu Überschreitungen der duldbaren 
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tägliche Aufnahme (DTA) über einen längeren Zeit-
raum kommen kann. Untersuchungen von Mutter-
milchproben auf Organochlorpestizide zeigen jedoch, 
daß seit längerer Zeit ergriffene restriktive Maßnah-
men wie z. B. Anwendungsverbote für diese persisten-
ten Verbindungen zu einem deutlichen Rückgang der 
Belastung geführt haben. 

Im Rahmen des gemeinsam vom Bundesminister für 
Forschung und Technologie und vom Bundesminister 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit geförder-
ten Forschungsvorhaben „Modellhafte Entwicklung 
und Erprobung eines bundesweiten Monitoring zur Er-
mittlung der Belastung von Lebensmitteln mit Rück-
ständen und Verunreinigungen" werden z. Z. reprä-
sentative Daten über Art, Menge und zeitlichen Trend 
des Vorkommens von Rückständen von Pflanzen-
schutzmitteln in Lebensmitteln erarbeitet. Die bisher 
vorgelegten Auswertungen zeigen, daß eine gesund-
heitliche Gefährdung des Verbrauchers durch Rück-
stände von Pflanzenschutzmitteln in der Nahrung nicht 
besteht. Weitere Einzelheiten zur Rückstandssituation 
sind den Antworten zu den Fragen 25 und 26 zu ent-
nehmen. 

B. Die Kleinsten tragen das größte Risiko 
Die besondere Gefährdung von Kindern durch 
Pestizide in Lebensmitteln 

Eine Studie der amerikanischen Umweltorganisa-
tion Natural Resources Defense Council (NRDC) 
kommt zu dem Schluß, daß Kinder durch Rück-
stände von Pestiziden und deren Abbauprodukten 
in Lebensmitteln das größte Risiko zu tragen 
haben, denn 

— sie essen in Relation zu ihrem Körpergewicht 
mehr als Erwachsene. Kinder haben oftmals 
stark ausgebildete Vorlieben für einzelne Pro-
dukte, wobei gerade diese Produkte besonders 
mit Pestiziden belastet sein können; 

— der kindliche Organismus ist sehr empfindlich, 
da z. B. das Immun- und das Nervensystem 
noch nicht ausdifferenziert sind und auch die 
Leber in noch geringerem Maße als bei Er-
wachsenen in der Lage ist, speziellen Giften 
etwas von ihrer schädlichen Wirkung zu neh-
men. 

7. Ist der Bundesregierung die Studie der NRDC aus 
dem Jahr 1988 bekannt, derzufolge Kinder im 
Vorschulalter in hohem Maße durch Pestizid

-

Rückstände in Gemüse und Obst gefährdet sind 
und das Risiko, in ihrem Leben an Krebs zu er-
kranken, ca. 1:4 000 beträgt, was bedeutet, daß 
von 4 000 Kindern eines in seinem Leben an Krebs 
erkranken kann allein aufgrund der in den ersten 
sechs Lebensjahren „mitgegessenen" Pestizid

-

Rückstände? 

Wie wird diese Studie vom Bundesgesundheitsamt 
bewertet? 

Der unter dem Titel „Intolerable Risk: Pesticide in Our 
Childrens Food" vom Natural Resources Defence 
Council (NRDC) veröffentlichte Repo rt  wurde vom 
Bundesgesundheitsamt eingehend geprüft. Das Amt ist 
dabei zu der Auffassung gelangt, daß die in dieser 
Studie vorgenommenen Schätzungen des Krebsrisikos 
für Kinder im Vorschulalter durch Pflanzenschutzmit-
telrückstände in Lebensmitteln weder wissenschaftlich 

abgesichert noch hinsichtlich der daraus gezogenen 
Schlußfolgerungen auf die in der Bundesrepublik 
Deutschland vorliegende Rückstandssituation über-
tragbar sind. 

In diesem Zusammenhang wird darauf verwiesen, daß 
in der NRDC-Studie für acht ausgewählte Wirkstoffe 
bzw. deren Abbauprodukte Berechnungen des 
krebserzeugenden Risikos durchgeführt worden sind. 
Im einzelnen handelt es sich um die Stoffe unsymmetri-
sches Dimethylhydrazin (UDMH), Ethylenthioharnstoff 
(ETU), Captan, Chlorthalonil, Folpet, Acephat, Para-
thion, Hexachlorbenzol (HCB). 

Von diesen Wirkstoffen sind allerdings in der Bundes-
republik Deutschland nur drei in Pflanzenschutzmit-
teln zugelassen bzw. können als Rückstand eines 
Abbauproduktes eines zugelassenen Pflanzenschutz-
mittels in Lebensmitteln auftreten (UDMH). Die Be-
rechnungen beruhen auf der wissenschaftlich nicht 
durch Fakten belegten Annahme, daß alle diese Stoffe 
als initiierend wirksame Faktoren im Sinne eines 
Mehrstufen-Modells der Karzinogenese anzusehen 
sind. Auf die Antwort zu Frage 4 wird in diesem Zu-
sammenhang Bezug genommen. Nach den bislang 
vorliegenden wissenschaftlichen Erkenntnissen ist 
jedoch davon auszugehen, daß die von einigen der 
vorgenannten Stoffe hervorgerufenen Effekte im Tier-
experiment auf einem nicht gentoxischen Mechanis-
mus beruhen und erst in einem späteren Stadium des 
Karzinogenese-Modells ausgelöst werden. Weiterhin 
kann für die Stoffe Acephat und Parathion nach dem 
Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse eine krebs-
erzeugende Wirkung ausgeschlossen werden. 

Ferner wird in der Studie das mögliche Krebsrisiko aus 
Unterlagen hochgerechnet, die wegen erheblicher 
methodischer Mängel auch von der amerikanischen 
Umweltbehörde EPA als ungeeignet angesehen wer-
den. Infolge der unzutreffenden Einstufung dieser 
Wirkstoffe als initiierend wirksame Karzonogene und 
durch die angewendete Berechnungsmethode wird 
das Risiko, das aus einer Exposition während der 
ersten fünf Lebensjahre resultiert, um mehrere Grö-
ßenordnungen — bis etwa das 4 000fache — zu hoch 
geschätzt, da in dem verwendetenen Fünf-Stufen-
Modell die Berechnung des relativen Krebsrisikos bei 
initiierend wirksamen Karzinogenen und bei nicht 
gentoxischen Stoffen zu völlig unterschiedlichen 
Ergebnissen führt. Während bei initiierend wirksamen 
Stoffen 27 Prozent des für die gesamte Lebenszeit 
ermittelten Risikos auf die Exposi tion während der 
ersten fünf Lebensjahre entfallen, beträgt das Risiko 
bei Stoffen, die erst in der vierten Stufe eines Fünf-
Stufen-Modells als wirksam angesehen werden, bei 
einer Exposition während der ersten fünf Lebensjahre 
weniger als 0,01 Prozent des für die gesamte Lebens-
dauer ermittelten Risikos. 

Schließlich enthält die in Anhang 3, Seite 250, der 
NRDC-Studie verwendete Gleichung acht einen 
mathematisch falschen Ausdruck, der zu einer ca. 
15fach überhöhten Risikoabschätzung für die Alters-
stufe 75 Jahre führt, wenn eine einjährige Expositions-
dauer, beginnend mit dem Alter Null, zugrunde gelegt 
wird. Im übrigen trägt die Verordnung über diätetische 
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Lebensmittel (Diätverordnung) dem Schutz empfind-
licher Gruppen in besonderer Weise Rechnung. § 14 
Abs. 1 Nr. 1 dieser Verordnung schreibt vor, daß diäte-
tische Lebensmittel für Säuglinge und Kleinkinder, 
soweit andere lebensmittelrechtliche Vorschriften 
keine strengeren Regelungen treffen, jeweils nicht 
mehr als 0,01 Milligramm pro Kilogramm an Pflanzen-
schutz-, Schädlingsbekämpfungs- und Vorratsschutz-
mitteln enthalten dürfen. 

8. Wie groß ist das Risiko für Kinder in der Bundes-
republik Deutschland im Hinblick auf Krebs-
erkrankungen, wenn in Analogie zu der amerika-
nischen Studie die Pestizid-Gehalte bei einer 
„kindertypischen" Ernährung der Abschätzung 
zugrunde gelegt werden? 

a) Um wieviel größer ist, verglichen mit den Er-
wachsenen, die Belastung (Pestizidaufnahmen 
bezogen auf das Körpergewicht) von Kindern 
durch Pestizide in Lebensmitteln, insbeson-
dere durch Chlorothalonil, Mancozeb, Azin-
phosmethyl, Alar sowie durch die jewei ligen 
Metaboliten? 

b) Welche Wirkstoffe tragen im besonderen zum 
Krebsrisiko für Kinder bei? 

c) In welchem Maß tragen die einzelnen Wirk-
stoffe zum Gesamtrisiko für Vorschulkinder 
bei? 

d) Wie groß ist der Beitrag einzelner Lebensmittel 
zu diesem Gesamtrisiko aufgrund der in ihnen 
enthaltenen besonders gefährlichen Wirkstoffe 
oder Abbauprodukte? 

Die in der NRDC-Studie vorgenommenen Berechnun-
gen des theoretischen Krebsrisikos bei Vorschulkin-
dern durch Rückstände von Pflanzenschutzmitteln in 
Lebensmitteln haben ergeben, daß allein 86 bis 96 
Prozent des geschätzten Gesamtrisikos in Höhe von 
2,4 pro 10 000 Fällen auf das Abbaupropdukt (UDMH) 
eines einzigen Wirkstoffes (Daminozid) entfallen. Die 
restlichen 4 bis 14 Prozent des Risikos verteilten sich 
auf sechs weitere Wirkstoffe (Captan, Chlorthalonil, 
Folpet, Acephat, Parathion, HCB) und ein Abbaupro-
dukt (ETU). 

Die auf diesen Schätzungen beruhenden Schlußfolge-
rungen des Natural Resources Defence Council 
(NRDC) sind aus den nachstehend genannten Grün-
den nicht auf die Situation in der Bundesrepublik 
Deutschland übertragbar: 

1. Die in der Pflanzenschutzmittel-Höchstmengenver-
ordnung für Rückstände von Daminozid in Äpfeln 
und Birnen festgesetzte Höchstmenge von 5 mg/kg 
ist erheblich niedriger als der zur Zeit der Abfas-
sung der Studie in den USA entsprechend geltende 
Wert von 30 mg/kg. Rückstandsuntersuchungen 
von Äpfeln in den USA haben ergeben, daß das Ab-
bauprodukt UDMH bei einer Bestimmungsgrenze 
von 1 Mikrogramm pro Kilogramm (µg/kg) über-
wiegend analytisch nicht nachweisbar war und nur 
in Einzelfällen Rückstände bis 7 µg/kg gefunden 
werden konnten, obwohl die in den USA zulässige 
Aufwandmenge von Daminozid mehr als doppelt so 
hoch war wie in der Bundesrepublik Deutschland. 
Aufgrund der wesentlich restriktiveren Festsetzung 

der Höchstmenge für Daminozid in der Bundes-
republik Deutschland ergibt sich zwangsläufig auch 
eine bedeutende Erniedrigung möglicher UDMH-
Rückstände. 

Hinsichtlich des Auftretens von Rückständen des 
Wirkstoffes Daminozid in Lebensmitteln hat eine 
vom Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit im August letzten Jahres bei den 
für die Lebensmittelüberwachung zuständigen 
obersten Landesbehörden durchgeführte Umfrage 
ergeben, daß bisher entweder keine Rückstände 
nachgewiesen wurden oder die festgestellten Ge-
halte unterhalb der geltenden Höchstmenge lagen. 
Hinsichtlich der Zulassungssituation von damino-
zidhaltigen Pflanzenschutzmitteln wird auf die Ant-
wort zu Frage 9 verwiesen. 

2. Von den übrigen oben genannten Substanzen sind 
die Wirkstoffe Captan, Folpet und HCB seit länge-
rer Zeit in der Bundesrepublik Deutschland eben-
falls nicht mehr zugelassen. Im übrigen wird auf die 
Antwort zu Frage 2 verwiesen. 

Zu Buchstabe a 

Für die in der Fragestellung genannten Wirkstoffe sind 
in der Bundesrepublik Deutschland in der Pflan-
zenschutzmittel-Höchstmengenverordnung folgende 
Höchstmengen in oder auf Lebensmitteln pflanzlicher 
Herkunft zugelassen: 

Wirkstoff 	Höchst- 	Lebensmittel 
menge 
mg/kg 

Azinphos-methyl 	1,0 Weintrauben, Zitrusfrüchte 

0,5 Gemüse, übriges Obst 

0,05 andere pflanzliche Lebens-
mittel 

Chlorthalonil 	0,2 Getreide 

Daminozid 	5,0 Äpfel, Birnen 

0,1 andere pflanzliche Lebens-
mittel 

Dithiocarbamate 1) 25,0 Hopfen 

Thiuramdisulfide 	2,0 Gemüse außer Gurken und 
insgesamt 	 Tomaten, Obst, Gewürze, 
berechnet 	 Rohkaffee, Tee, teeähn- 
als CS2 	 liche Erzeugnisse, Ölsaat 

1,0 Gurken, Tomaten 

0,2 andere pflanzliche Lebens-
mittel 

1 ) Es handelt sich hier um eine Summentoleranz für alle 
Dithiocarbamate (einschließlich Macozeb) und Thiuramdi-
sulfide. Im Gegensatz dazu wurden in den USA für alle 
Dithiocarbamate einzelne Höchstmengen festgelegt, die 
sowohl einzeln als auch in der Summe höhere Werte auf-
weisen. 

Unter der konservativen Annahme, daß alle Lebens

-

mittel Belastungen bis in Höhe der zulässigen Höchst- 
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menge aufweisen, ergeben sich folgende Relationen 
zwischen den durchschnittlichen täglichen Aufnahme-
mengen von erwachsenen Frauen (36 bis 50 Jahre; 
50 kg Körpergewicht) sowie von weiblichen Kindern 
(vier bis sechs Jahre; 13,5 kg Körpergewicht). 

Wirkstoff Aufnahmemengen 
Erwachsener 	: 	Kind 

Azinphos-methyl 1 : 3,7 
Chiorthalonil 1 : 4,0 
Daminozid 1 : 3,7 
Dithiocarbamate 1 : 3,8 

Zu Buchstaben b bis d 

Wie bereits in den Antworten zu den Fragen 1 bis 4 
und 6 ausführlich dargelegt wurde, werden Pflanzen-
schutzmittel, deren Wirkstoffe im besonderen zu einem 
Krebsrisiko — und damit auch für Kinder — beitragen 
könnten, in der Bundesrepublik Deutschland nicht zu-
gelassen. Im übrigen ist zu betonen, daß in der Bundes-
republik Deutschland bei der Zulassung nach dem 
Pflanzenschutzgesetz und bei der Festsetzung von 
Höchstmengen nach dem Lebensmittel- und Bedarfs-
gegenständegesetz die gesundheitliche Bewertung 
von Pflanzenschutzmitteln nicht wie in den USA auf 
der Grundlage hypothetischer Berechnungen und Ab-
schätzungen eines zumutbaren Krebsrisikos erfolgt. 
Aus diesem Grunde ist eine eingehendere Beantwor-
tung der Teilfragen b bis d nicht möglich. Hinsichtlich 
des Vorgehens bei der gesundheitlichen Bewertung 
von Krebsrisiken durch Pflanzenschutzmittel in der 
Bundesrepublik Deutschland wird auf die Antworten 
zu den Fragen 6 und 7 Bezug genommen. 

9. In der Studie wird ein Abbauprodukt des Diamin-
ozid (Alar), das Dimethyihydrazin, aufgrund sei-
ner hohen krebserzeugenden Potenz als beson-
ders gefährlich für Kinder eingestuft. 

In welchen Mengen wird Alar in der Bundesrepu-
blik Deutschland noch eingesetzt, und in welchen 
Kulturen wird es vor allem verwendet? 

Wie groß ist das Krebsrisiko durch Alar für Kin-
der in der Bundesrepublik Deutschland einzu-
schätzen? 

Wann wird Alar in der Bundesrepublik Deutsch-
land verboten? 

In der Bundesrepublik Deutschland waren bis zum 
31. Dezember 1989 zwei Pflanzenschutzmittel mit dem 
Wirkstoff Daminozid zugelassen. Das Anwendungsge-
biet „Obstbau" wird in der Gebrauchsanleitung aber 
seit Ende August 1989 nicht mehr genannt. Der Ver-
kauf des Mittels Alar 85 bzw. Dazide 85 war Ende 
September 1989 ganz eingestellt worden. Die bei der 
Zulassung vorgesehenen Anwendungsgebiete waren 
die Hemmung des Triebwachstums bei Apfel und 
Birne sowie das Stauchen von Zierpflanzen unter Glas. 
Zur Zeit liegt bei der Biologischen Bundesanstalt als 
der nach dem Pflanzenschutzgesetz zuständigen Zu-
lassungsbehörde ein Antrag auf Neuerteilung der Zu-
lassung für die Verwendung eines daminozidhaltigen 

Pflanzenschutzmittels nur für den Zierpflanzenbau vor. 
In diesem Zusammenhang wird das mit der gesund-
heitlichen Beurteilung von Pflanzenschutzmitteln im 
Rahmen des Zulassungsverfahrens befaßte Bundes-
gesundheitsamt neuere Untersuchungen zur krebs-
erzeugenden Wirkung von Daminozid und dessen Ab-
bauprodukt UDMH prüfen. Diese Prüfungen konnten 
bisher noch nicht abgeschlossen werden, da die mit 
dem Antrag auf erneute Zulassung eingereichten Un-
terlagen nicht vollständig waren bzw. Mängel aufwei-
sen. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt kann daher nicht 
abschließend beantwortet werden, ob nach Prüfung 
der Unterlagen die Voraussetzungen für die Zulassung 
nach den Bestimmungen des Pflanzenschutzgesetzes 
vorliegen. Sollte die Prüfung der Unterlagen jedoch 
ergeben, daß für Daminozid und dessen Abbauprodukt 
im Tierversuch eine krebserzeugende Wirkung ange-
nommen werden muß und für den Anwender und 
Verbraucher ein Gesundheitsrisiko nicht mit hinrei-
chender Sicherheit ausgeschlossen werden kann, ist 
davon auszugehen, daß das Bundesgesundheitsamt 
sein Einvernehmen zur Zulassung nicht erteilen wird. 
In diesem Zusammenhang wird auch zu prüfen sein, ob 
die bestehende Höchstmengenregelung verschärft und 
ein Anwendungsverbot für Pflanzenschutzmittel mit 
dem Wirkstoff Daminozid in Betracht gezogen werden 
muß. 

Ein Krebsrisiko für Kinder durch die Aufnahme von 
Rückständen an Daminozid und dem Abbauprodukt 
UDMH auf Kernobst hat in der Bundesrepublik 
Deutschland nach Auffassung des Bundesgesundheits-
amtes zu keinem Zeitpunkt bestanden, weil die in der 
Bundesrepublik Deutschland geltenden Höchstmen-
genvorschriften wesentlich strengere Regelungen für 
Rückstände an Daminozid auf Äpfeln und Kernobst 
vorsehen, als sie in den USA festgelegt wurden. Zum 
anderen wird vom Bundesgesundheitsamt bei der 
Empfehlung von Höchstmengen für Pflanzenschutz-
mittel auf Obst und Gemüse auch die potentielle Ver-
zehrsmenge für Kinder berücksichtigt, wobei am Bei-
spiel eines vier- bis sechsjährigen Mädchens u. a. das 
Körpergewicht, die Verzehrsmenge, die Menge der 
höchstmöglichen Aufnahme an Rückständen von 
Pflanzenschutzmitteln in Beziehung zu den toxikologi-
schen Daten gesetzt wird. Weitere Einzelheiten hierzu 
können der Antwort zu Frage 3 entnommen werden. 
Im Falle des Daminozid ist auf der Grundlage einer 
solchen Abschätzung weder für Kinder noch für Er-
wachsene ein Gesundheitsrisiko zu erkennen gewe-
sen. Zu berücksichtigen ist hierbei auch, daß die neue-
ren Daten zur Toxikologie keine Hinweise liefern, daß 
Daminozid im Tierversuch eine karzinogene Potenz 
besitzen könnte. Der wissenschaftliche Ausschuß für 
Schädlingsbekämpfungsmittel der EG hat ebenfalls 
nach Überprüfung der vorliegenden toxikologischen 
Untersuchungen von Daminozid und UDMH die Auf-
fassung vertreten, daß die genannten Stoffe nicht gen-
toxisch sind und ein No Effect Level für beide Stoffe 
hinsichtlich einer krebserzeugenden Wirkung festge-
legt werden kann. Der Ausschuß hat bisher abwei-
chend zu dem Vorgehen des Joint Meeting on Pesti-
cide Residues (JMPR) der WHO/FAO allerdings von 
der Festlegung eines ADI-Wertes abgesehen, da noch 
Untersuchungen zum Metabolismus von Daminozid 
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und der Bildung von UDMH in vivo ausstehen. Zur 
Beantwortung der übrigen Fragen wird auf die Ant-
wort zu Frage 8 verwiesen. 

10. Die Studie kommt weiterhin zu dem Ergebnis, daß 
17 Prozent der Kinder im Vorschulalter in den 
USA im Hinblick auf mögliche neurologische Er-
krankungen zu hoch mit Pestiziden und ihren Ab-
bauprodukten belastet werden. 

a) Wie ist die Gefährdung der Kinder in der Bun-
desrepublik Deutschland im Hinblick auf neu-
rologische Erkrankungen im Zusammenhang 
mit Pestiziden einzustufen? 

b) Welche in der Bundesrepublik Deutschland 
zum Vertrieb und zur Anwendung zugelasse-
nen oder in importierten Lebensmitteln zuge-
lassenen Wirkstoffe haben ein besonders 
hohes Gefährdungspotential, in welchen Le-
bensmitteln können sie vorhanden sein? 

c) Welche Lebensmittel sind in der Regel beson-
ders stark mit diesen Wirkstoffen belastet? 

Das in der Fragestellung angesprochene Ergebnis der 
NRDC-Studie beruht auf Schätzungen, die sich auf 
die Wirkstoffe Acephat, Azinphos-methyl,Diazinon, 
Methamidophos, Parathion-methyl, Monocrotophos, 
Omethoat und Parathion beziehen. Diese Schätzungen 
wurden in der Weise vorgenommen, daß die maxima-
len Verzehrsmengen von ausgewählten Lebensmitteln 
mit den entsprechenden maximalen Rückstandswer-
ten, die unter verschiedenen Bedingungen auftreten 
können, kombiniert wurden. Auf diese Weise wurde 
ermittelt, daß die geschätzte Aufnahme von Rückstän-
den der oben genannten acht Wirkstoffe den von der 
EPA festgelegten ADI-Wert (Acceptable Daily Intake) 
im Einzelfall bis zu 9 200 Prozent, für die Summe der 
oben genannten Wirkstoffe um 284 bis 12 667 Prozent 
überschreitet. 

Diese von der NRDC vorgenommenen theoretischen 
Schätzungen sind nicht durch die Wirklichkeit wider-
spiegelnde analytische Untersuchungen zur Rück-
standssituation der  betreffenden Lebensmittel abge-
sichert worden. Sie basieren zum Teil auf einer Kombi-
nation der jeweils ungünstigsten Annahmen und sind 
daher als unrealistisch anzusehen. Dies ergibt sich aus 
einem Vergleich der von der NRDC geschätzten Werte 
mit denjenigen Daten, die von der FDA in sogenannten 
„Total Diet Studies" für zweijährige Kinder gemessen 
wurden (Food and Drug Administration Pesticide Pro-
gramm, Resiudes in Foods — 1987; Food and Drug Ad-
ministration, Washington D.C. 1988). Die im Auftrag 
der FDA durchgeführten Untersuchungen haben näm-
lich ergeben, daß die Aufnahme von Monocrotophos-
Rückständen nur 0,2 Prozent des ADI-Wertes beträgt, 
während die Schätzungen der NRDC 6 bis 9 200 Pro-
zent des ADI-Wertes ergaben. Die insgesamt für die in 
Rede stehenden acht Wirkstoffe ermittelte Aufnahme 
betrug den FDA-Untersuchungen zufolge 31,5 Prozent 
des ADI-Wertes. Im Vergleich dazu haben die Schät-
zungen des NRDC eine Auslastung des ADI-Wertes 
von 284 bis 12 267 Prozent ergeben. 

Aus diesem Vergleich wird deutlich, daß die von der 
NRDC erhobenen Vorwürfe hinsichtlich einer gesund-
heitlichen Gefährdung von Kindern durch Rückstände 

von Organophosphaten in Lebensmitteln unbegründet 
sind. Die in der Bundesrepublik Deutschland zulässi-
gen Höchstmengen für Rückstände an Pflanzenschutz-
mitteln in oder auf Lebensmitteln werden ohnehin 
grundsätzlich nach strengen Maßstäben festgelegt, 
weil die Verzehrsgewohnheiten von Kindern im Alter 
von vier bis sechs Jahren als Grundlage für die gesund-
heitliche Beurteilung der theoretisch aufnehmbaren 
Rückstandsmengen dienen. Eine Gefährdung von  Kin

-dern im Hinblick auf neurologische Erkrankungen 
durch den Verzehr rückstandsbelasteter Lebensmittel 
kann somit bei Einhaltung der zulässigen Höchst-
menge hinreichend ausgeschlossen werden. 

Rückstände der in der Bundesrepublik Deutschland 
zugelassenen Pflanzenschutzmittel oder Rückstände 
von Pflanzenschutzmitteln in oder auf importierten 
Lebensmitteln besitzen deshalb kein erkennbares 
Gefährdungspotential in neurotoxikologischer Hin-
sicht. Angaben darüber, welche Lebensmittel in der 
Regel besonders stark mit diesen Wirkstoffen belastet 
sind, können nicht gemacht werden, da nicht ersicht-
lich ist, welche Kriterien hierfür herangezogen werden 
sollen. Angaben aus dem Ernährungsbericht 1988 über 
die Rückstandssituation bei Pflanzenschutzmitteln 
zufolge konnten bei den amtlichen Untersuchungen 
von den über 400 in der Pflanzenschutzmittel-Höchst-
mengenverordnung geregelten Stoffen nur insgesamt 
80 verschiedene Wirkstoffe als Rückstände nachgewie-
sen werden, die zudem nur überwiegend sporadisch in 
Lebensmitteln auftraten. Die regelmäßig oder wieder-
holt auftretenden Rückstände beschränken sich auf 
etwa 35 Wirkstoffe. Bezüglich der Wirkstoffhäufigkeit 
bei Obst und Gemüse wurden folgende Insektizide ge-
nannt: Lindan, Dieldrien, Chlorpyriphos, Ethion, Feni-
trothion, Azinphos-methyl, Malathion, Disulfoton, Pho-
salon, Methidathion, Parathion-methyl, Chlorfenvin-
phos. Von den in der NRDC-Studie erwähnten Stoffen 
wird im Ernährungsbericht 1988 nur bei Obst eine 
Höchstmengenüberschreitung bei dem Wirkstoff Para-
thion mit einer relativen Häufigkeit, bezogen auf die 
am häufigsten nachgewiesene Verbindung (= 100 Pro-
zent), von 4,3 Prozent angegeben. 

11. Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, die 
besondere Gefährdung von Kindern zum Anlaß zu 
nehmen, den Pestizideinsatz und damit auch die 
Rückstandsmengen durch gesetzliche Regelun-
gen drastisch zu reduzieren? 

Im Interesse der Minimierung der Belastung des Ver-
brauchers durch Rückstände von Pflanzenschutzmit-
teln in oder auf Lebensmitteln auf das unerläßliche 
Maß werden in der Bundesrepublik Deutschland seit 
Jahren in der Pflanzenschutzmittel-Höchstmengenver-
ordnung die Höchstmengen für Rückstände an Pflan-
zenschutzmitteln in Lebensmitteln so niedrig festge-
setzt, wie es die Erfordernisse des praktischen Pflan-
zenschutzes unter Anwendung der Guten Landwirt-
schaftlichen Praxis ermöglichen, keinesfalls aber 
höher, als es die Erfordernisse des vorbeugenden Ge-
sundheitsschutzes erlauben. 

§ 6 Abs. 1 des Pflanzenschutzgesetzes schreibt unter 
anderem vor, daß Pflanzenschutzmittel nur nach guter 
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fachlicher Praxis angewendet werden dürfen. In die-
sem Zusammenhang wird im Gesetz selbst klargestellt, 
daß zur guten fachlichen Praxis die Berücksichtigung 
der Grundsätze des integrierten Pflanzenschutzes ge-
hört. Die Grundsätze des integ rierten Pflanzenschutzes 
sehen unter anderem vor, daß mechanische, biologi-
sche und biotechnische Pflanzenschutzmaßnahmen zu 
bevorzugen und chemische Pflanzenschutzmittel nur 
dann anzuwenden sind, wenn die Schadensschwelle 
überschritten wird. 

In Programmen der Bundesregierung ist deshalb mehr-
fach die Zielvorstellung formuliert worden, daß die 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf das ökolo-
gisch vertretbare und wirtschaftlich notwendige Maß 
zu beschränken ist. Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten hat sich unter Abwägung 
der ökologischen und ökonomischen Belange und un-
ter Berücksichtigung der Gesichtspunkte des vorsor-
genden Gesundheitsschutzes entschlossen, der not-
wendigen Reduzierung der Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln sowohl durch die laufende Anpassung 
der pflanzenschutzrechtlichen Bestimmungen als auch 
durch die Förderung des integrierten Pflanzenschutzes 
in der Praxis sowie durch weitere flankierende Maß-
nahmen auf breiter Ebene wirksam Rechnung zu tra-
gen. Der Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit unterstützt diese Bemühungen durch 
die ständige Anpassung der entsprechenden lebens-
mittelrechtlichen Vorschriften wie z. B. der Pflanzen-
schutzmittel-Höchstmengenverordnung an den neue-
sten Stand der wissenschaftlichen und technischen Er-
kenntnisse. 

Die Bundesregierung nimmt die in der Regierungser-
klärung vom März 1987 formulierten Zielvorstellungen 
und die daraus folgenden Verpflichtungen zum Han-
deln sehr erst. Sie wird auch weiterhin nicht zögern, 
einschneidende Verbote und Beschränkungen der 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln zu erlassen, 
wenn dies aus Gründen des Schutzes der Gesundheit 
des Menschen oder des Naturhaushaltes erforderlich 
ist. Schon jetzt unterliegen aufgrund der Vorschriften 
der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung (BGBl. I 
S. 1196, 1988) mehr als ein Drittel der zur Zeit zuge-
lassenen Pflanzenschutzmittelwirkstoffe einem voll-
ständigen oder beschränkten Anwendungsverbot. Die 
Anwendung von 35 Wirkstoffen von Pflanzenschutz-
mitteln ist aufgrund dieser Verordnung vollständig 
verboten. Für zehn Wirkstoffe bestehen einge-
schränkte Anwendungsverbote (Anlage 2 der Verord-
nung) und für 80 Wirkstoffe Anwendungsbeschrän-
kungen (Anlage 3 der Verordnung) ; davon Anwen-
dungsverbote in Wasser- und Heilquellenschutzgebie-
ten für 79 Wirkstoffe. 

Darüber hinaus können die Länder anordnen, daß 
Pflanzenschutzmittel der Anlage 3 Abschnitt B in be-
stimmten abgegrenzten Gebieten zum Schutz des 
Wassers nicht angewandt werden dürfen. Weiterhin 
dürfen Pflanzenschutzmittel mit Wirkstoffen der An-
lage 2 oder 3 in Naturschutzgebieten und National-
parks grundsätzlich nicht angewandt werden. 

Aus den vorgenannten Gründen und in Anbetracht der 
sehr niedrigen Belastung von Lebensmitteln mit Rück- 

ständen wird zur Zeit kein Anlaß gesehen, über die 
bereits erlassenen Regelungen hinaus weitere Maß-
nahmen für eine drastische Herabsetzung der Rück-
standsmengen in Lebensmitteln zu ergreifen. 

12. Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, El-
tern auf die besondere Gefährdung ihrer Kinder 
durch Pestizide in Lebensmitteln ausdrücklich 
hinzuweisen? 

a) Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, 
eine Kennzeichnungspflicht für die in den be-
treffenden Kulturen eingesetzten Pestizide zu 
beschließen, soweit nicht ausgeschlossen wer-
den kann, daß diese Wirkstoffe und ihre Ab-
bauprodukte auch in den Produkten vorhan-
den sind? 

Die Bundesregierung steht der Einführung einer Kenn-
zeichnungspflicht für bestimmte Lebensmittel, die im 
Wege der Nacherntebehandlung mit bestimmten 
Pflanzenschutzmitteln behandelt wurden, keineswegs 
ablehnend gegenüber. Sie sollte möglichst bald EG-
weit eingeführt werden. Die Bundesregierung ist aller-
dings der Auffassung, daß eine solche Regelung, wie in 
den Antworten zu den vorhergehenden Fragen darge-
legt, nicht zwingend aus gesundheitlichen Gründen, 
insbesondere nicht wegen einer besonderen Gefähr-
dung der Kinder durch Rückstände von Pflanzen-
schutzmitteln in oder auf Lebensmitteln, geboten ist. 
Dies gilt auch im Hinblick auf einen möglichen Über-
gang von Rückständen von Pflanzenschutzmitteln aus 
dem Erntegut in die Verarbeitungsprodukte, weil bei 
der Bewertung und Entscheidung über die Vertretbar-
keit von Rückständen durch das Bundesgesundheits-
amt auch ein möglicher Übergang in Be- und Verarbei-
tungsprodukte berücksichtigt wird. Die Bundesregie-
rung vertritt aber die Auffassung, daß der Verbraucher 
grundsätzlich über die mit der Herstellung und Gewin-
nung von Lebensmitteln zusammenhängenden Fragen 
angemessen informiert werden sollte. 

Eine Verpflichtung zur Kenntlichmachung für die zur 
Nacherntebehandlung von Zitrusfrüchten zugelasse-
nen Stoffe besteht bereits aufgrund der geltenden 
Regelung der Zusatzstoff-Zulassungsverordnung. Auf-
grund § 8 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit Anlage 3 
Liste A der Verordnung müssen die betreffenden Le-
bensmittel, die die Stoffe Diphenyl, Orthophenylphe-
nol, Natrium-orthophenylphenolat und Thiabendazol 
enthalten, mit der Bezeichnung: „mit Konservierungs-
stoff " oder „konserviert mit" kenntlich gemacht sein. 
Wegen der bereits durchgeführten bzw. weiteren im 
Gange befindlichen Harmonisierungsarbeiten in der 
Gemeinschaft ist es der Bundesregierung verwehrt, 
weitere ergänzende Regelungen auf diesem Gebiet zu 
erlassen. Den zuständigen Gremien des Rates liegt 
jedoch ein Vorschlag für eine Verordnung des Rates 
über die Festsetzung von Höchstgehalten an Rückstän-
den von Schädlingsbekämpfungsmitteln auf und in be-
stimmten Erzeugnissen pflanzlichen Ursprungs, ein-
schließlich Obst und Gemüse, vor, der in Artikel 6 bei 
Obst und Gemüse eine Kenntlichmachung der Nach-
erntebehandlung vorsieht. Danach ist vorgesehen, daß 
Obst und Gemüse, das infolge einer Nacherntebe-
handlung zum Schutz des Erntegutes bis zur Abgabe 
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an den Verbraucher Schädlingsbekämpfungsmittel-
rückstände enthält, sowohl im Großhandel auf Rech-
nungen und der Außenseite der Verpackung sowie im 
Einzelhandel durch einen deutlichen Verweis zur kla-
ren Unterrichtung der Verbraucher mit den Worten 
„behandelt mit..." unter Nennung der chemischen 
Bezeichnung des verwendeten Schädlingsbekämp-
fungsmittels zu kennzeichnen ist. Die Bundesregie-
rung hat als einziger Mitgliedstaat diese Regelung 
nicht nur im Grundsatz aktiv unterstützt, sondern ist 
darüber hinaus dafür eingetreten, daß diese Regelung 
auch auf andere pflanzliche Lebensmittel, die, wie z. B. 
Kartoffeln, einer Nacherntebehandlung unterzogen 
werden, ausgedehnt wird. Allerdings bleibt es den 
Beratungen im Rat vorbehalten, ob der von der EG- 
Kommission vorgeschlagenen Kennzeichnungsrege-
lung von der qualifizierten Mehrheit der Mitgliedstaa-
ten zugestimmt wird. 

13. Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, El-
tern ausdrücklich den Kauf unbelasteter Lebens-
mittel aus dem ökologischen Landbau zu emp-
fehlen? 

Nein. 

Aus den bereits zuvor dargelegten Gründen besteht 
keine Veranlassung, eine solche Empfehlung abzu-
geben. Im übrigen ist durch wissenschaftliche Unter-
suchungen in der Vergangenheit mehrfach belegt wor-
den, daß Lebensmittel aus ökologischem Landbau den-
selben Umwelteinflüssen unterliegen wie nach kon-
ventionellen Methoden erzeugte Lebensmittel. Die An-
nahme, daß Lebensmittel, die aus ökologischem Land-
bau stammen, grundsätzlich unbelastet, d. h. auch frei 
von Umweltschadstoffen seien, ist daher unzutreffend. 

Die Bundesregierung sieht vielmehr Aufklärungsbe-
darf in einer' ganz anderen Richtung. Auf Seite 84 des 
von der Deutschen Gesellschaft für Ernährung heraus-
gegebenen Ernährungsberichtes 1988 wird folgendes 
ausgeführt: 

„Es sind erhebliche Anstrengungen unternommen 
worden, den Verbraucherschutz auf diesem Gebiet der 
Spurenanalytik zu intensivieren und zu optimieren. 
Dies ist in Verbraucherkreisen meist nicht bekannt. 
Aufgrund von Unkenntnis und nicht selten unsach-
licher Information ist wachsende Beunruhigung über 
die Situation der Belastung der Lebensmittel mit Pflan-
zenschutzmittelrückständen entstanden. Die Ausräu-
mung unbegründeter Angst und tief verwurzelter Vor-
urteile bedarf hier einer verstärkten Öffentlichkeits-
arbeit. " 

Die Bundesregierung wird ihre weiteren Anstrengun-
gen wie bisher darauf ausrichten, daß die Bevölkerung 
in diesem Sinne umfassend und sachgerecht auf ge-
klärt wird. 

14. Kann die Bundesregierung, sofern sie die Ergeb-
nisse der NRDC-Studie auch von der Tendenz her 
nicht für übertragbar auf die hiesigen Verhältnisse , 

hält, ausführlich mit Angabe von Quellen begrün-
den, inwiefern die Belastungssituation von Le

-

bensmitteln und die effektive Belastung von  Kin

-

dern in der Bundesrepublik Deutschland grund-
sätzlich anders sind als in den USA? 

In den Antworten zu den Fragen 1 bis 10 ist ausführlich 
dargelegt worden, daß die in der erwähnten Studie 
aufgestellten Behauptungen sowohl vom methodi-
schen Standpunkt aus als auch wegen unterschied-
licher Regelungsvoraussetzungen bezüglich der Zulas

-

sung, der Verbote und der Beschränkungen sowie der 
Höchstmengenfestsetzungen auch nicht von der 
Tendenz her auf die Verhältnisse in der Bundesrepu-
blik Deutschland zutreffen. Dies ergibt sich schon aus 
der Tatsache, daß 86 bis 96 Prozent des geschätzten 
Krebsrisikos auf einen Wirkstoff und seinen Metaboli-
ten (Daminozid und UDMH) zurückgeführt werden, 
der in der Bundesrepublik Deutschland in zugelasse-
nen Pflanzenschutzmitteln nicht vorhanden ist und hier 
einer deutlich strengeren Höchstmengenregelung un-
terliegt. Eine Reihe weiterer in der Studie als proble-
matisch erwähnter Wirkstoffe sind ebenfalls in nach 
dem Pflanzenschutzgesetz in der Bundesrepublik 
Deutschland zugelassenen Pflanzenschutzmitteln nicht 
mehr enthalten. Schon aus diesen Gründen muß — un-
abhängig von der prinzipiellen wissenschaftlichen 
Kritik dieser Studie gegenüber — die Gefährdungs-
situation von Kindern in der Bundesrepublik Deutsch-
land völlig anders beurteilt werden als die von Kindern 
in den USA. 

C. Ungewollt kinderlos durch Pestizide? 

15. In der Bundesrepublik Deutschland bleiben heute 
zwei- bis dreimal so viele Paare ungewollt kinder-
los wie in den 50er Jahren. 

Steht diese Entwicklung im Zusammenhang mit 
dem steigenden Pestizideinsatz in der Bundes-
republik Deutschland bzw. läßt sich ein solcher 
Zusammenhang ausschließen? 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden Erkennt-
nissen ist nicht davon auszugehen, daß die Anwen-
dung von Pflanzenschutzmitteln im Steigen begriffen 
ist. Nach Angaben des Industrieverbandes Agrar e. V. 
ist sowohl die abgesetzte als auch die importierte Wirk-
stoffmenge seit 1984 eher unverändert geblieben oder 
hat sogar teilweise geringfügig abgenommen. 

Pflanzenschutzmittel, bei deren bestimmungsgemäßer 
Anwendung oder bei denen durch Rückstände in oder 
auf Lebens- und Futtermitteln ein Risiko auf die Fort-
pflanzung von Mensch und Tier entstehen könnte, dür-
fen nach den Vorschriften des Pflanzenschutzgesetzes 
in der Bundesrepublik Deutschland nicht zugelassen 
werden. Ein Zusammenhang zwischen ungewollter 
Kinderlosigkeit und der Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln in der Bundesrepublik Deutschland ist 
nicht anzunehmen, weil für jeden Wirkstoff in Pflan-
zenschutzmitteln Untersuchungen zur Reproduktion 
über mehrere Generationen (in der Regel drei) sowie 
Untersuchungen zur Embryotoxizität und möglichen 
teratogenen Stoffeigenschaften (Entstehung von Miß-
bildungen) an mindestens zwei Tierarten im Zulas-
sungsverfahren vorgelegt werden müssen. Anhand 
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dieser - Untersuchungsergebnisse können theoretisch 
möglich Risiken erkannt bzw. ausgeschlossen werden. 

Zu den wichtigen Faktoren, die heute als Ursachen von 
Unfruchtbarkeit diskutiert werden, zählen insbeson-
dere Belastungen des Körpers und der Keimzellen 
durch den übermäßigen Konsum von Alkohol und 
Nikotin und damit der persönliche Lebensstil. Ferner 
können seelische und körperliche Belastungen (Streß) 
sowie eine erhöhte Beanspruchung im Beruf einen Ein-
fluß auf die physiologischen Vorgänge bei der Fort-
pflanzung haben, die sich bei der Frau durch hormo-
nelle Dysfunktion und beim Mann durch Störungen bei 
der Spermatogenese auswirken können. Weiterhin 
müssen Einflüsse durch die Ernährung sowie die 
Unter- oder Überversorgung mit essentiellen Nah-
rungsbestandteilen wie Mineralstoffen und Vitaminen 
auf die Physiologie der Fortpflanzung in Betracht gezo-
gen werden. 

Zum Problem der Infertilität in der Gesamtbevölkerung 
der Bundesrepublik Deutschland gibt es derzeit kaum 
verläßliche Daten. Grobe, indirekt ermittelte Schätz-
zahlen gehen von 10 bis 15 Prozent ungewollt kinder-
loser Paare im reproduktionsfähigen Alter aus. Syste-
matische epidemiologische Untersuchungen, mit 
denen sich ein normales reproduktives Verhalten 
charakterisieren ließe, liegen nicht vor. 

Über die möglichen Ursachen ungewollter Kinder-
losigkeit gibt es zwar Einzelbefunde, die exakte Be-
wertung von Störungen der Fortpflanzungsfähigkeit ist 
jedoch mit methodischen Schwierigkeiten belastet. 
Der bisherige Kenntnisstand weist auf eine multifak-
torielle Genese von Fruchtbarkeitsstörungen hin. Auf 
die Antwort der Bundesregierung (Drucksache 11/ 
2238) auf die Große Anfrage der Abgeordneten Frau 
Schmidt-Bott und der Fraktion DIE GRÜNEN (Druck-
sache 11/747) „Ursachen, Prävention und Behandlung 
der Unfruchtbarkeit, Entwicklung und Auswirkung 
von Fortpflanzungstechniken und Embryonenfor-
schung" wird in diesem Zusammenhang hingewiesen. 

16. Gibt es Arbeiten, die darauf hinweisen, daß Men-
schen, die berufsbedingt mit Pestiziden umgehen, 
wie z. B. Bauern und Bäuerinnen, Floristen/innen, 
Gärtner/innen, Forstarbeiter/innen, häufiger un-
gewollt kinderlos bleiben als nicht beruflich mit 
Pestiziden Beschäftigte? 

Die Frage der durch Pflanzenschutzmittel ausgelösten 
Infertilität ist Gegenstand verschiedener wissenschaft-
licher Untersuchungen gewesen (siehe Anlage). Hin-
sichtlich der Einwirkung bestimmter Stoffe, Stoffgrup-
pen und Zubereitungen sind die vorliegenden Unter-
suchungsergebnisse meist widersprüchlich bzw. wenig 
konsistent. Bisher sind keine Arbeiten bekannt, die 
einen gesicherten Zusammenhang zwischen der beruf-
lichen Exposition gegenüber Pflanzenschutzmitteln 
und ungewollter Kinderlosigkeit belegen. 

Aufgrund der Vielzahl von Faktoren, welche die Phy-
siologie der Fortpflanzung beeinflussen können, stößt 
die Durchführung epidemiologischer Studien auf große 
Schwierigkeiten. So werden bereits Qualität und 

Quantität des Spermas nachgewiesenermaßen in Ab-
hängigkeit von der Temperatur beeinflußt. Überwie-
gend positive Ergebnisse liegen hinsichtlich der 
Infertilität (Azoospermie, Oligospermie) beim Mann 
infolge der Exposition gegenüber 1,2-Dibrom-3-chlor-
propan (DBCP) vor. Unsicher sind die Verhältnisse bei 
Kepone, Schwefelkohlenstoff, N-Methyl-l-naphthyl-
carbamat und einigen polychlorierten Biphenylen und 
Dioxinen. Zur Frage des Einflusses von Pflanzen-
schutzmitteln auf die Fruchtbarkeit wurden Farmer in 
Iowa/USA untersucht. Das Ergebnis der Untersuchung 
war, daß kein Zusammenhang zwischen Exposition 
und Infertilität nachweisbar war. 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie 
hat im Rahmen der Förderaktivität „Karzinogenese, 
Mutagenese, Teratogenese" auch Vorhaben gefördert, 
deren Ziel die Erforschung des Einflusses von Pesti-
ziden auf die Reproduktionsbiologie war. In einem 
Vorhaben des Bundesgesundheitsamtes zum Thema 
,,Umweltchemikalien, Genußmittel und Medika-
mente" als embryoletale Faktoren in der Frühschwan-
gerschaft wurde die Wirkung von Pentachlorphenol 
untersucht und dabei keine embryoletale Wirkung im 
Dosisbereich 50 bis 200 mg/kg/Tag festgestellt. Im 
Rahmen der Bewertung der für andere Stoffe genann-
ten Grenzen der Übertragbarkeit von Tierdaten auf 
den Menschen kann davon ausgegangen werden, daß 
bei der Exposition während der Frühschwangerschaft 
mit Pentachlorphenol für den Menschen kein embryo-
toxisches Risiko besteht. 

Im Rahmen des Programms der Bundesregierung „For-
schung und Entwicklung im Dienste der Gesundheit" 
werden zu Fragen des Einflusses von Pestizidwirkstof-
fen auf die Fortpflanzungsfähigkeit folgende Vorhaben 
gefördert: 

— Universität Bonn 
Einfluß auf Umweltschadstoffen auf den Fertilisa-
tionsvorgang 
(Laufzeit: 01.05.1989 bis 30.04.1991) 

— RWTH Aachen 
Auswirkungen von Umweltschadstoffen (Bioziden) 
auf die Entwicklung von Praeimplantationsembryo-
nen und maternale Genitaltraktsekretion 
(Laufzeit: 01.04.1989 bis 30. 04. 1991) 

— IHF Hamburg 
Auswirkungen von Umweltschadstoffen auf die 
endokrine Regulation der Fortpflanzung 
(Laufzeit: 01.10.1989 bis 30.09.1991) 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie 
hat darüber hinaus mit Bekanntmachung vom 22. De-
zember 1989 einen Förderschwerpunkt im Bereich der 
Fertilitätsstörungen öffentlich bekanntgemacht. 

In diesem Zusammenhang ist in einem Teilbereich des 
Förderschwerpunktes die Aufklärung des Einflusses 
von Umweltfaktoren wie Chemikalien und Arzneimit-
teln auf die Fortpflanzungsfunktion vorgesehen. 

Abschließend muß noch einmal betont werden, daß — 
soweit es sich um zur Zeit nach dem Pflanzenschutzge-
setz zugelassene Pflanzenschutzmittel handelt — im 
Rahmen der Zulassung die Wirkung von Pflanzen- 
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schutzmitteln auf die Fortpflanzung sorgfältig unter-
sucht wird, so daß Fertilitätsstörungen als Folge des 
Umgangs mit Pflanzenschutzmitteln hinreichend aus-
geschlossen werden können. 

17. Für welche Pestizidwirkstoffe ist ein Einfluß auf 
die Fortpflanzungsfähigkeit, sei es durch Schädi-
gung von Samenzellen, Eizellen oder durch Schä-
digung von Embryonen kurz nach der Befruch-
tung, nachgewiesen oder in der wissenschaft-
lichen Diskussion? 

Welche dieser Wirkstoffe sind in der Bundesrepu-
blik Deutschland zugelassen, in welcher Menge 
und in welchen Kulturen werden sie eingesetzt? 

Welche Produkte sind vor allem mit diesen Stoffen 
belastet? 

Grundsätzlich kann im Bereich der Pharmakologie und 
Toxikologie bei allen wirksamen Stoffen ein Zusam-
menhang zwischen Dosishöhe und Intensität der Wir-
kung beobachtet werden. Die Feststellung gilt auch für 
Wirkstoffe in Pflanzenschutzmitteln, für die auch in 
reproduktionstoxikologischen Untersuchungen dieje-
nige Dosis ermittelt werden muß, die im Tierversuch im 
Vergleich zu einer Kontrollgruppe keine nachteiligen 
Wirkungen mehr erkennen läßt. Die Erfassung der 
Dosis-Wirkungs-Beziehung stellt ein entscheidendes 
Kriterium für die Abschätzung der nicht mehr wirk-
samen Dosis dar, woraus sich eine tolerierbare Exposi-
tion für den Menschen ableiten läßt. Im Rahmen der 
Risikoabschätzung werden Sicherheitsfaktoren einbe-
zogen, die generell vom „No Effect Level" bei der 
empfindlichsten Tierart abgeleitet werden. Man geht 
bei dieser Verfahrensweise davon aus, daß Substan-
zen, die ein derartiges toxisches Potential zeigen, ent-
sprechende Schädigungen auch am Menschen aus-
lösen können. In diesem Zusammenhang ist jedoch zu 
unterscheiden, ob eine Substanz spezifische, entwick-
lungstoxische oder unspezifische Effekte auslöst. 
Unspezifische Effekte können grundsätzlich mit vielen 
Stoffen ausgelöst werden, sofern die wirksame Dosis 
hoch genug gewählt wurde. Zu derartigen Effekten 
zählen z. B. die Hemmung der Körpergewichtsent-
wicklung, die Verzögerung von Entwicklungsvorgän-
gen oder die Letalität. Sie stehen oft im direkten 
Zusammenhang mit der toxischen Wirkung für .  das 
Muttertier. 

Bei der überwiegenden Zahl von in Pflanzenschutzmit-
teln enthaltenen Wirkstoffen wird eine Beeinflussung 
der Reproduktion entweder überhaupt nicht oder nur 
in solchen Dosisbereichen beobachtet, die sich auch 
sonst schädlich für das Muttertier zeigen. Liegt zwi-
schen derjenigen Dosis im Tierversuch, bei der nach-
teilige Wirkungen nicht feststellbar sind, und der zu 
erwartenden Exposition des Menschen ein ausrei-
chend hoher Sicherheitsfaktor zwischen 100 bis 1000, 
müssen nachteilige Effekte für den Menschen nach 
Auffassung des Bundesgesundheitsamtes grundsätz-
lich nicht befürchtet werden. Das gilt auch für repro-
duktionsbeeinflussende Wirkungen. Pflanzenschutz-
mittel, welche das Reproduktionsgeschehen beeinflus-
sen, ohne zugleich für die Muttertiere toxisch zu sein, 
sind in der Bundesrepublik Deutschland nicht zuge-
lassen. 

Im Tierversuch festgestellte Reproduktionsschädigun-
gen durch Wirkstoffe von Pflanzenschutzmitteln sind 
z. B. bei chlorierten Kohlenwasserstoffen wie DDT, 
HCB oder Kepone zu beobachten gewesen. Diese 
Stoffe sind jedoch in der Bundesrepublik Deutschland 
in zugelassenen Pflanzenschutzmitteln nicht nur nicht 
enthalten, sondern ihre Anwendung ist aufgrund der 
Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung verboten. In 
anderen Fällen wie z. B. bei einigen Organophospha-
ten treten Reproduktionsschäden nur in so hohen 
Dosisbereichen auf, die für das Muttertier toxisch sind 
und deshalb bei einer Risikoabschätzung wie andere 
nachteilige Effekte auf die Gesundheit zu bewerten 
sind. 

Rückstände der oben genannten persistenten Organo-
chlorverbindungen können infolge der Belastung der 
Nahrungskette insbesondere in Lebensmitteln tieri-
scher Herkunft auftreten. Überschreitungen der fest-
gesetzten Höchstmengen, die auch den Schutz vor 
Schädigungen der Nachkommenschaft umfassen, sind 
in den letzten Jahren aber nur selten beobachtet wor-
den. Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 
hat in seinem Sondergutachten 1985 „Umweltpro-
bleme der Landwirtschaft" zur Rückstandssituation 
festgestellt, daß bei vorschriftsmäßiger Anwendung 
der zugelassenen leicht abbaubaren Pflanzenschutz-
mittel deren Rückstände in Lebensmitteln gering und 
deshalb für die menschliche Gesundheit ohne Bedeu-
tung seien. Bezüglich der schwer abbaubaren chlorier-
ten Kohlenwasserstoffe hat der Rat unter anderem fest-
gestellt, daß durch gesetzliche Maßnahmen seit 1972 
der Eintrag dieser Stoffgruppe in die Umwelt stark 
reduziert worden sei. Diese Maßnahmen und andere 
Anwendungsbeschränkungen hätten sich deutlich 
positiv auf die Rückstandssituation in pflanzlichen 
Nahrungsmitteln ausgewirkt. Auch bei tierischen Nah-
rungsmitteln sei eine positive Entwicklung sichtbar. 
Darüber hinaus hat sich die Bundesregierung im Rah-
men der Rechtsangleichungsarbeiten in der Europäi-
schen Gemeinschaft immer wieder dafür eingesetzt, 
daß besonders die Höchstmengen für persistente 
Organochlorverbindungen abgesenkt werden, um ein 
noch höheres Maß an gesundheitlicher Vorsorge zu er-
reichen. 

18. Welche Konsequenzen sind nach Auffassung der 
Bundesregierung selbst dann im Hinblick auf den 
Pestizid-Einsatz zu ziehen, wenn der Zusammen-
hang zwischen Pestizid-Belastung und Unfrucht-
barkeit für den Menschen nicht zweifelsfrei nach-
gewiesen und quantifiziert werden kann, obwohl 
er für Tiere erwiesen ist? 

In der Antwort zu Frage 17 ist ausführlich dargelegt 
worden, daß das Bundesgesundheitsamt im Rahmen 
des Zulassungsverfahrens von Pflanzenschutzmitteln 
die gesetzlich vorgegebenen Voraussetzungen im Hin-
blick auf die Gesundheit von Mensch und Tier unter 
Einbeziehung möglicher nachteiliger Wirkungen auf 
die Fortpflanzung prüft. Da nach dem Stand der wis-
senschaftlichen Erkenntnisse bei sachgerechter An-
wendung und bei Einhaltung der festgesetzten Höchst-
mengen nachteilige Auswirkungen auf die Fortpflan- 

 



Drucksache 11/7662 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

zungsfähigkeit mit hinreichender Sicherheit ausge-
schlossen werden können, besteht deshalb zur Zeit 
keine Veranlassung, durch gesetzgeberische Maßnah-
men im Bereich des Pflanzenschutzes die Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln weiter einzuschränken. Im 
übrigen ist schon im Rahmen der bestehenden gesetz-
lichen Bestimmungen die Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln, unterstützt durch Zulassung und Bera-
tung, auf das unbedingt erforderliche Maß zu be-
schränken. In diesem Zusammenhang wird auf die 
Beantwortung von Frage 11 Bezug genommen. 

D. Offenlegung der Grenzwertfestsetzung nach 
der Pflanzenschutzmittel-Höchstmengen-
Verordnung sowie Auskunft über implizierte 
Gesundheitsrisiken durch Pestizid-Rückstände 
in Lebensmitteln 

19. Welches sind die Orientierungsmaßstäbe bei der 
Festsetzung von zulässigen Rückstandsmengen 
von Pestiziden und ihren Abbauprodukten in Le-
bensmitteln nach der Pflanzenschutzmittel-An-
wendungsverordnung? 

a) In welcher Art  und Weise wird bei der Festset-
zung eine Abwägung des Nutzens und der 
Risiken des Pestizideinsatzes getroffen, die 
z. B. Rückstände eines Pestizids in bestimmten 
Lebensmitteln zumindest dann ausschließen 
müßte, wenn gesundheitlich unbedenkliche 
Alternativen vorhanden sind bzw. wenn die 
Pestizid-Anwendung nicht dem Pflanzen-
schutz, sondern z. B. nur der Verbesserung der 
optischen Qualität gilt? 

Die zulässigen Höchstmengen für Rückstände von 
Pflanzenschutzmitteln, die beim Inverkehrbringen in 
oder auf Lebensmitteln nicht überschritten sein dürfen, 
werden nicht in der auf das Pflanzenschutzgesetz 
gestützten Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung, 
sondern in der Pflanzenschutzmittel-Höchstmengen-
verordnung geregelt, die auf das Lebensmittel- und 
Bedarfsgegenständegesetz (LMBG) gestützt ist. Für 
den Erlaß dieser Verordnung ist insbesondere die Er-
mächtigung des § 14 Abs. 2 LMBG einschlägig, die 
vorsieht, daß Höchstmengen für Pflanzenschutz- oder 
sonstige Mittel sowie deren Abbau- und Reaktionspro-
dukte nur festgesetzt werden dürfen, soweit dies zum 
Schutz des Verbrauchers erforderlich ist. Als vorran-
gige Schutzgüter sind in diesem Zusammenhang der 
Schutz der menschlichen Gesundheit, aber auch der 
Schutz vor Täuschung anzusehen. Dem Verordnungs-
geber ist es jedoch verwehrt, im Rahmen der Festset-
zung von Höchstmengen in der Pflanzenschutzmittel-
Höchstmengenverordnung Nutzen-Risiko-Abwägun-
gen anzustellen. Diese Verordnung wird pe riodisch an 
den Stand der Entwicklung der wissenschaftlichen und 
technischen Erkenntnisse angepaßt. Die Änderungen 
und Ergänzungen berücksichtigen den Stand der Neu-
zulassung oder die Beendigung bestehender Zulassun-
gen nach dem Pflanzenschutzgesetz, die notwendigen 
Anpassungen an den Erlaß von EG-Richtlinien sowie 
Veränderungen der Anwendungs- und Umweltbedin-
gungen im In- und Ausland. Die Höchstmengen sind so 
bemessen, daß sie einerseits dem vorbeugenden Ge-
sundheitsschutz des Verbrauchers Rechnung tragen, 
andererseits aber auch vom Erzeuger bzw. Weiterver-
arbeiter eingehalten werden können. 

Die im Rahmen der Zulassung von Pflanzenschutzmit-
teln nach § 15 des Pflanzenschutzgesetzes durchzufüh-
rende Bewertung der unter den jeweiligen Anwen-
dungsbedingungen in oder auf den Erntegütern auftre-
tenden Rückstände sieht eine Nutzen-Risiko-Analyse 
nur insoweit vor, als die Zulassung nur erteilt werden 
darf, wenn der Nachweis einer hinreichenden Wirk-
samkeit sowie einer gesundheitlichen Unbedenklich-
keit des betreffenden Pflanzenschutzmittels erbracht 
ist. Sind diese Bedingungen erfüllt, dürfen gemäß 
Pflanzenschutzgesetz keine weiteren Nutzen-Risiko-
Erwägungen bei der Zulassungsentscheidung berück-
sichtigt werden. 

Die bei der Zulassung zu bewertenden Rückstands-
höchstgehalte, die erst nach Aufnahme in die Pflanzen-
schutzmittel-Höchstmengenverordnung als Höchst-
mengen Rechtsverbindlichkeit erhalten, werden 
grundsätzlich nur in gesundheitlich unbedenk licher 
Höhe festgesetzt, so daß sich die Frage einer unbe-
denklichen Alternative nicht stellt. Im übrigen vertritt 
die Bundesregierung die Auffassung, daß bei der Fest-
setzung von Höchstmengen der Gesundheitsschutz 
stets Vorrang vor wirtschaftlichen Erwägungen hat. 
Demzufolge sind in der zurückliegenden Zeit Entschei-
dungen über die Aufhebung oder Verschärfung von 
Höchstmengen unabhängig von der Frage getroffen 
worden, ob gesundheitlich unbedenklichere Alter-
nativen zur Verfügung stehen. Im übrigen sind in der 
Bundesrepublik Deutschland keine Pflanzenschutzmit-
tel zugelassen, die ausschließlich der Verbesserung 
der optischen Qualität von Lebensmitteln dienen. 

20. Auf der Grundlage welcher Daten, Abschätzun-
gen und Vorgaben wurden die zulässigen Rück-
standsmengen von Pestiziden und ihrer Abbau-
produkte auf/in Lebensmitteln für die derzeit gül-
tige Höchstmengen-Verordnung ermittelt und 
festgesetzt? 

a) Welche statistischen gesundheitlichen Risiken 
wurden bei der Festsetzung dieser Werte als 
für die Gesamtbevölkerung bzw. für den 
„Normmenschen" als akzeptables Risiko im 
Hinblick auf mögliche Krebserkrankungen 
und neurologische Erkrankungen vorausge-
setzt bzw. für zulässig eingestuft? 

b) Wie groß sind die aus diesen Festsetzungen 
folgenden gesundheitlichen Risiken für 
Kleinstkinder und Kinder im Vorschulalter? 

c) Wie groß sind die Risiken für andere Risiko-
gruppen wie kranke Menschen, alte Men-
schen, schwangere Frauen? 

d) Wie hoch sind die Risiken für die genannten 
Gruppen bei Berücksichtigung von Kombina-
tionseffekten bei günstigster und ungünstig-
ster Abschätzung? 

e) Welche gesundheitlichen Risiken beinhalten 
die zulässigen Rückstandsmengen im Hinblick 
auf Immunerkrankungen, Nierenerkrankun-
gen und Lebererkrankungen? Welche Zusam-
menhänge werden in der wissenschaftlichen 
Literatur diskutiert? 

f) Welche Zusammenhänge werden in der wis-
senschaftlichen Literatur diskutiert? 

Das Pflanzenschutzgesetz schreibt in § 15 vor, daß 
Pflanzenschutzmittel nur in den Verkehr gebracht wer
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stalt geprüft und zugelassen sind. Zweck dieser Vor-
schriften ist es zu verhindern, daß die Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln schädliche Auswirkungen ins-
besondere auf die Gesundheit von Mensch und Tier 
und auf das Grundwasser hat sowie Auswirkungen auf 
den Naturhaushalt, die nach dem Stand der wissen-
schaftlichen Erkenntnisse nicht vertretbar sind. Die 
Verordnung über Pflanzenschutzmittel und Pflanzen-
schutzgeräte (Pflanzenschutzmittelverordnung) ent-
hält eine genaue Beschreibung der bei der Zulassung 
vorzulegenden Unterlagen und Proben, um die Zulas-
sungsbehörde in den Stand zu versetzen, die erforder-
lichen Entscheidungen zu treffen sowie den Antrag-
steller über die erforderlichen Unterlagen zu informie-
ren. Die Anforderungen an die Unterlagen werden 
dem Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse stän-
dig angepaßt und berücksichtigen die diesbezüglich 
auf internationaler Ebene erarbeiteten Anforderungen. 
§ 1 dieser Verordnung regelt, welche Unterlagen im 
Rahmen eines Zulassungsantrages bei der Zulassungs-
behörde vorzulegen sind. Zu den Unterlagen für die 
Abschätzung zulässiger Höchstmengen für Rück-
stände von Pflanzenschutzmitteln und ihren Abbau-
produkten gehören Versuchsberichte über 

— das Verhalten hinsichtlich der akuten, subchroni-
schen und chronischen Toxizität, der erbgutverän-
dernden, fruchtschädigenden krebserzeugenden 
und fruchbarkeitsverändernden Wirkungen sowie 
das Verhalten im Stoffwechsel bei Mensch und Tier 
einschließlich spezieller Untersuchungen wie z. B. 
zur Neurotoxizität und zum Wirkungsmechanismus, 

— die Aufnahme, Verteilung, Wirkungsweise, den 
Abbau und die Umwandlung (Metabolismus) in und 
auf Pflanzen, 

— die Art und Menge der Rückstände aus überwach-
ten Feldversuchen. 

Weitere Einzelheiten sind in der Richtlinie der Biologi-
schen Bundesanstalt I 1-2 und I 1-3 bezüglich des 
Antrages auf Zulassung eines Pflanzenschutzmittels 
und der Anleitung dazu festgelegt worden. 

Im Rahmen der Festsetzung von Höchstmengen für 
nicht in der Bundesrepublik Deutschland zugelassene 
Pflanzenschutzmittel gelten grundsätzlich dieselben 
Anforderungen, wobei in jedem Einzelfall die jeweili-
gen Bestimmungen hinsichtlich der Guten Landwirt-
schaftlichen Praxis in den Ländern, in denen das Pflan-
zenschutzmittel registriert oder zugelassen ist, berück-
sichtigt werden müssen. 

Neben den mit dem Zulassungsantrag oder dem 
Antrag auf Festsetzung einer Höchstmenge für impor-
tierte Lebensmittel vorzulegenden Unterlagen sind zur 
Beurteilung der Rückstandssituation weitere Gesichts-
punkte zu berücksichtigen. Hierzu zählen Kenntnisse 
über Rückstände des Wirkstoffes und seiner Umwand-
lungsprodukte 

— aus anderen Anwendungen desselben Mittels oder 
anderer Mittel im Pflanzenschutz einschließlich des 
Vorratsschutzes im Inland 

— in importierten Lebensmitteln pflanzlicher und tieri-
scher Herkunft 

— in Lebensmitteln tierischer Herkunft nach Anwen-
dung in Bereichen außerhalb des Pflanzenschutzes 
wie z. B. in oder am Tier oder als Stallhygienemittel. 

Hinsichtlich der Abschätzung der Aufnahme von 
Pflanzenschutzmitteln über die Nahrung wird vom 
Bundesgesundheitsamt im Rahmen der Zulassung das 
von der Weltgesundheitsorganisation 1989 veröffent-
lichte Verfahren berücksichtigt (Guidelines for Predic-
ting Dietary Intake of Pesticide Residues). Mit diesem 
Verfahren wird geprüft, ob der ADI-Wert der WHO 
(Acceptable Daily Intake), d. h. die täglich ohne 
erkennbares Risiko lebenslang aufnehmbare Menge 
eines chemischen Stoffes, überschritten werden kann. 
Es handelt sich hierbei um ein stufenweises Verfahren, 
das von einer groben Schätzung, der „theoretisch 
höchsten täglichen Aufnahme" ausgeht und zu einer 
zunehmend realistischeren Einschätzung der tatsäch-
licher Situation der Rückstandsbelastung führt. Die 
Beurteilung der tatsächlichen Belastung des Verbrau-
chers kann jedoch nur anhand der Ergebnisse von 
Monitoring-Programmen oder Total Diet Studies ermit-
telt werden. Auf das in der Antwort zu Frage 6 er-
wähnte Forschungsvorhaben „Modellhafte Entwick-
lung und Erprobung eines bundesweiten Monito rings 
zur Ermittlung der Belastung von Lebensmitteln mit 
Rückständen und Verunreinigungen", das von der 
Bundesregierung gefördert wird und auf fünf Jahre 
angelegt ist, wird verwiesen. 

Zu Buchstaben a bis c 

Wie bereits eingehend dargelegt, werden in der Bun-
desrepublik Deutschland keine Modellschätzungen 
hinsichtlich eines duldbaren krebserzeugenden oder 
anderen gesundheitlichen Risikos vorgenommen. Dar-
über hinaus ist der Bundesregierung nicht bekannt, 
daß solche Schätzungen auch auf neurologische Para-
meter ausgedehnt worden sind. 

Das Bundesgesundheitsamt bezieht sich bei der 
gesundheitlichen Bewertung von Pflanzenschutzmit-
teln nicht auf den Erwachsenen, sondern auf die emp-
findlichste Personengruppe, nämlich vier- bis sechs-
jährige Mädchen. Hierdurch ist eine mögliche erhöhte 
Empfindlichkeit der anderen in der Fragestellung er-
wähnten Risikogruppen mitberücksichtigt. Auf die 
Antwort zu Frage 3 wird in diesem Zusammenhang 
nochmals Bezug genommen. 

Zu Buchstabe d 

Nach den vorliegenden Kenntnissen über Kombina-
tionswirkungen kann davon ausgegangen werden, daß 
die Potenzierung von Stoffwirkungen ein seltenes 
Ereignis ist. Bei mehrmaligen Gaben bestimmter ge-
prüfter Kombinationen ergaben sich in niedrigen 
Dosierungen nur additive Effekte. Hingegen wurden 
überadditive Effekte nur bei Verabreichung hoher 
Dosen im Bereich der akuten Toxizität nachgewiesen. 

Derzeit liegen keine Hinweise vor, daß im Konzentra-
tionsbereich der Rückstände in Lebensmitteln Wir-
kungssteigerungen bei Vorhandensein mehrerer Stoffe 
eintreten könnten, die nicht durch die Sicherheits-
spanne abgedeckt sind, die bei der Festsetzung von 
Höchstmengen aufgrund der Kenntnisse zur Toxikolo- 
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gie zugrunde gelegt wird. Im übrigen wird auf die 
Antwort zu Frage 17 Bezug genommen. 

Zu Buchstaben e und f 

Anhaltspunkte in bezug auf besondere Risiken bei den 
angesprochenen Erkrankungen liegen aufgrund der 
derzeitigen Erkenntnisse nicht vor. Anhand der im 
Zulassungsverfahren geforderten Versuchsberichte 
können auch die Auswirkungen auf das Immunsystem, 
die Niere oder die Leber beurteilt werden. 

21. In welcher Weise wurde bei diesen Risikoabschät-
zungen (s. Frage 20) berücksichtigt, daß Herbizide 
in der Pflanze bis zu 95 Prozent in Konjugate 
umgewandelt werden, die nur sehr langsam abge-
baut werden, gegenüber dem Wirkstoff eine er-
höhte Bioverfügbarkeit aufweisen und z. T. muta-
gene Eigenschaften haben? 

a) Wie wird die Bildung dieser Konjugate bei der 
Festsetzung der zulässigen Rückstandsmen-
gen berücksichtigt, und für welche Wirkstoffe 
wird die Bildung von Konjugaten angenom-
men? 

b) Wie beurteilt es die Bundesregierung, daß Her-
bizide wie Glyphosat zu östrogenanalogen 
Hormonen in der Pflanze verstoffwechselt wer-
den können, kann dies für andere Pestizide 
ausgeschlossen werden, und sieht die Bundes-
regierung hierin ein zusätzliches, bislang un-
berücksichtigtes Gefährdungspotential durch 
den Verzehr pestizid-haltiger Nahrungsmittel? 

Im Rahmen der bei der Zulassungsbehörde vorzu-
legenden Untersuchungen über das Verhalten von 
Pflanzenschutzmitteln in Pflanzen in bezug auf Auf-
nahme, Verteilung, Abbau, Umwandlung und Metabo-
lismus wird auch auf die Bildung von Konjugaten ge-
prüft. 015 und in welcher Menge Konjugate entstehen 
können, hängt sowohl von der Art des Wirkstoffes als 
auch von der Pflanzenart und gegebenenfalls dem 
Pflanzenteil, d. h. Wurzel, Stamm, Blatt oder Frucht, ab. 

Zur Prüfung mutagener Eigenschaften werden häufig 
Pflanzenextrakte in bakteriellen Tests wie z. B. dem 
Ames Assay eingesetzt, die jedoch bei positivem Er-
gebnis allenfalls erste Hinweise auf Auswirkungen auf 
die Erbsubstanz unter den betreffenden Versuchsbe-
dingungen geben können. Eine abschließende Aus-
sage über mutagene Eigenschaften des untersuchten 
Materials oder darüber, welche Komponente dafür ur-
sächlich ist, kann anhand derartiger Versuchsergeb-
nisse nicht getroffen werden. Dabei darf nicht über-
sehen werden, daß positive Effekte in solchen Tests 
auch durch natürliche Pflanzenbestandteile ausgelöst 
werden können. Es besteht jedoch kein Zweifel, daß 
alle Untersuchungsergebnisse in die toxikologische 
Bewertung und Risikoabschätzung einbezogen wer-
den müssen. 

Zu Buchstabe a 

Geht aus den vorgelegten Untersuchungen hervor, daß 
Konjugate in toxikologisch bedeutsamen Mengen in 
dem zum Verzehr geeigneten Pflanzenteil als Rück-
stand vorhanden sein können, werden diese in die 
Höchstmengenfestsetzung einbezogen. In dieser 
Weise werden in der Pflanzenschutzmittel-Höchstmen-

genverordnung in Anlage 3 Liste a folgende Stoffe 
geregelt, bei denen Konjugate ausdrücklich genannt 
sind: 

— Carbofuran 
— Flampropisopropyl 
— Flampropmethyl 
— Fluazifop 
— Maleinsäurehydrazid 

Im übrigen werden bei den nachstehend aufgeführten 
Stoffen nicht nur der Wirkstoff und dessen Abbaupro-
dukte, sondern auch Reaktionsprodukte durch die 
Höchstmengenregelung erfaßt: 

— Barban, Chlorbufam  
— Buturon, Monolinuron, Monuron 
— Chlorbromuron 
— Chloroxuron 
— Difenoxuron 
— Diuron, Linuron, Neburon 
— Fenoxaprop 
— Isoproturon 
— Metazachlor 
— Metobromuron 
— Metoxuron 
— Penconazol 
— Prochloraz 
— Sethoxydim 
— Vinclozolin 

Zu Buchstabe b 

Die bisher vorliegenden Erkenntnisse lassen nicht den 
Schluß zu, daß Glyphosat zu östrogenanalogen Hormo-
nen in der Pflanze verstoffwechselt wird. 

Der in der Fragestellung angesprochene Sachverhalt 
bezieht sich vermutlich auf ein vom Bundesminister für 
Forschung und Technologie gefördertes Forschungs-
vorhaben, das noch nicht abgeschlossen wurde. Die 
bisher vorgelegten Zwischenergebnisse haben ge-
zeigt, daß Glyphosat offensichtlich an Bohnen (Phase-
oulus vulgaris) mit künstlich erzeugter Herbizidresi-
stenz in dem direkt mit dem Stoff in Kontakt gekomme-
nen Pflanzenteil sogenannte Phytoöstrogene induzie-
ren kann. Derartige Stoffe, wie z. B. Coumestane, Iso-
flavone, kommen auch natürlicherweise in verschiede-
nen Pflanzen oder Pflanzenerzeugnissen vor (Klee-
arten, Leguminosen, Sojaerzeugnisse). 

In dem erwähnten Forschungsvorhaben ist zwar in 
allen Pflanzenteilen, die mit Herbizid in Kontakt 
gekommen sind, die Bildung von Phytoöstrogenen 
nachgewiesen worden. Es muß aber betont werden, 
daß die Versuche mit Pflanzen durchgeführt wurden, 
die zuvor gegen die Anwendung von Glyphosat resi-
stent gemacht worden sind. Bei normalen Kulturpflan-
zen führt Glyphosat als nichtselektives Herbizid zum 
Verdorren und Absterben der behandelten grünen 
Pflanzenteile. Aus diesem Grund dürfen z. B. Gemüse 
nicht direkt mit Glyphosat behandelt werden. Im übri-
gen ist bei der Zulassung glyphosathaltiger Pflanzen-
schutzmittel die Anwendung bei Bohnen nicht vorge-
sehen. 

Dem Bundesgesundheitsamt liegen keine Erkennt
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ebenfalls Phytoöstrogene in der Pflanze bilden können. 
Unter Berücksichtigung des natürlichen Vorkommens 
der genannten östrogenwirksamen Stoffe ist nach Auf-
fassung des Bundesgesundheitsamtes nach dem der-
zeitigen Kenntnisstand kein zusätzliches Gefährdungs-
potential durch den Verzehr rückstandshaltiger Nah-
rungsmittel zu erwarten. 

22. Sieht die Bundesregierung es als erforderlich an, 
daß bei der Festlegung von Grenzwerten der voll-
ständige Metabolismus der Wirkstoffe in der 
Pflanze, in Mensch und Tier bekannt ist? 

Bei wie vielen der zugelassenen Pestizide ist dies 
gegeben? 

Die Bundesregierung sieht es als unerläßlich an, daß 
für die Festsetzung von Höchstmengen für Rückstände 
von Pflanzenschutzmitteln ausreichende Angaben zur 
Beurteilung des Metabolismus der angewendeten 
Stoffe in der Pflanze und im Tier nach dem Stand von 
Wissenschaft und Technik vorliegen. Diesem Erf order-
nis tragen die geltenden Rechtsvorschriften im Bereich 
des Pflanzenschutzes in vollem Umfang Rechnung. Auf 
die Beantwortung der Frage 20 wird in diesem Zusam-
menhang hingewiesen. 

Stoffwechseluntersuchungen an Pflanzen werden in 
der Regel mit radioaktiv markierten Verbindungen 
durchgeführt. Allerdings ist es nicht in jedem Fall mög-
lich, die Abbauwege in der Pflanze vollständig aufzu-
klären, da in Abhängigkeit des Wirkstoffes z. B. zahl-
reiche Abbau-, Umwandlungs- oder Reaktionspro-
dukte in so geringen Mengen entstehen können, daß 
eine Strukturaufklärung nicht mehr erfolgen kann. In 
manchen Fällen wurden die radioaktiv markierten 
Stoffe in pflanzeneigene Verbindungen wie z. B. in die 
Zellwandbestandteile eingebaut, so daß es nicht mög-
lich war, die Struktur dieser Reaktionsprodukte aufzu-
klären, weil diese fest gebunden und nicht herauslös-
bar waren. 

23. Aus welchem Grund enthält die Höchstmengen-
VO nicht für alle zugelassenen Pestizide zulässige 
Rückstandsmengen, und warum enthält sie keine 
Summenregelung? 

Welche Unsicherheit haftet den unter Frage 20 
gemachten Risikoabschätzungen damit an? 

Eine Summenregelung für alle nach dem Pflanzen-
schutzgesetz zugelassenen Wirkstoffe ist nicht erfor-
derlich, da auch Mittel zugelassen werden, die nicht 
für die Anwendung bei Lebensmitteln vorgesehen 
sind. Für diese Wirkstoffe gilt gemäß § 1 Abs. 3 Pflan-
zenschutzmittel-Höchstmengenverordnung allgemein 
die Höchstmenge von 0,01 mg/kg Lebensmittel. 

Die Pflanzenschutzmittel-Höchstmengenverordnung 
berücksichtigt in ihrer geltenden Fassung mit einer 
Ausnahme Höchstmengen für alle nach dem Pflanzen-
schutzgesetz in Pflanzenschutzmitteln zugelassenen 
Wirkstoffe, die für eine Anwendung bei Lebensmitteln 
vorgesehen sind. 

Im laufenden Zulassungsverfahren werden die Zulas-
sungen für die einzelnen Wirkstoffe zu unterschied-
lichen Zeitpunkten erteilt. Ferner sind zeitliche Fristen 
zu berücksichtigen, die aufgrund der notwendigen Be-
teiligung des Bundesrates entstehen. Aus diesen Grün-
den ist es nicht in allen Fällen möglich, Höchstmengen 
zeitgleich mit der Zulassung eines jeden neuen Pflan-
zenschutzmittels in der Verordnung festzulegen. Die 
Bundesregierung wird jedoch dem Beschluß des Bun-
desrates vom 10. März 1989 zur Dritten Verordnung 
zur Änderung der Pflanzenschutzmittel-Höchstmen-
genverordnung Rechnung tragen und die Verordnung 
unverzüglich an den Stand der Zulassung anpassen, 
wenn in der Verordnung noch keine Höchstmengen 
für die in Pflanzenschutzmitteln enthaltenen und zuge-
lassenen Wirkstoffe ausgewiesen sind. Unabhängig 
davon gilt, daß im Zulassungsverfahren nach dem 
Pflanzenschutzgesetz die Biologische Bundesanstalt 
hinsichtlich der gesundheitlichen Voraussetzungen im 
Einvernehmen mit dem Bundesgesundheitsamt ent-
scheidet. Das Bundesgesundheitsamt erteilt sein Ein-
vernehmen insbesondere nur dann, wenn die als Folge 
einer Anwendung des Pflanzenschutzmittels auf-
tretenden Rückstände gesundheitlich unbedenklich 
sind. Der Schutz des Verbrauchers ist somit auch inner-
halb des Zeitraumes zwischen der Zulassung von 
Wirkstoffen bzw. deren Aufnahme in die Pflanzen-
schutzmittel-Höchstmengenverordnung gewährleistet. 

Es ist unzutreffend, daß die Pflanzenschutzmittel-
Höchstmengenverordnung keine Summenregelung 
enthält. Summenregelungen wurden im Einzelfall und 
immer dann getroffen, wenn es aus gesundheitlichen 
Gründen geboten erschien und eine analytische Über-
wachungsmöglichkeit in der Praxis gegeben war. Als 
Beispiele für stoffbezogene Summenregelungen sind 
hier folgende Wirkstoffe zu nennen: 

— Aldicarb, Aldoxycarb 

— Benomyl, Carbendazim, Thiophanat-methyl 

— Butocarboxim, Butoxycarboxim 

— Captan, Folpet 

— Demeton-S-methyl, Oxydemeton-methyl, 
Demeton-S-methyl-sulfon 

— Disulfoton, Demeton (sowie deren Umwandlungs-
produkte) 

— Dithiocarbamate und Thiuramdisulfide. 

Die Bundesrepublik Deutschland kann einseitig keine 
generelle Summenregelung einführen, da dies wegen 
der damit verbundenen Unterschreitung zahlreicher 
EG-Höchstmengen zu einem Verstoß gegen geltendes 
EG-Recht führen würde, ohne daß für eine derart weit-
reichende mit Handelshemmnissen verbundene Maß-
nahme eine tragfähige gesundheitliche Begründung 
gegeben werden könnte. Die Bundesregierung hat 
jedoch einem Beschluß des Bundesrates vom 10. Juli 
1987 zum Vorschlag für eine Richtlinie, des Rates zur 
Änderung des Anhangs II der Richtlinien 76/895/EWG 
und 86/362/EWG zur Festsetzung von Höchstgehalten 
an Rückständen von Schädlingsbekämpfungsmitteln 
auf und in Obst und Gemüse sowie Getreide folgend 
sich in einer Mitteilung an die Kommission dafür ein-
gesetzt, daß bei der künftigen Rechtsharmonisierung 
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in diesem Bereich dem Problem des Auftretens von 
Mehrfachrückständen in einem Lebensmittel beson-
dere Aufmerksamkeit geschenkt wird. Die Bundes-
regierung hat ferner die Kommission aufgefordert, 
künftig Summenhöchstwerte stets in allen Fällen 
festzulegen, in denen mehrere Schädlingsbekäm-
pfungsmittel für ein und dasselbe Lebensmittel bzw. 
die Lebensmittelgruppe in den Mitgliedstaaten zuge-
lassen bzw. nachgewiesen wurden. Dieser Vorschlag 
fand jedoch seitens der übrigen Mitgliedstaaten, die 
eine solche Regelung weder gesundheitlich für not-
wendig noch für praktikabel angesehen haben, keine 
Unterstützung. Die Mitgliedstaaten stimmten jedoch in 
der Beurteilung überein, daß die Beschränkung von 
Pflanzenschutzmitteln auf ein notwendiges Minimum 
bei der Anwendung und die Vermeidung von Ausnah-
mefällen, die wahrscheinlich keine Gute Landwirt-
schaftliche Praxis darstellen, eher durch eine entspre-
chende Schulung der Landwirte, durch Beratung und 
Aufklärung zu erreichen ist als durch die Festsetzung 
von Summenwerten. Im übrigen gibt es aber auch aus 
landwirtschaftlicher Sicht Gründe, die die Anwendung 
mehrerer Pflanzenschutzmittel erforderlich machen 
können, z. B. wenn gleichzeitiger Insekten-, Spinnmil-
ben- oder Pilzbefall vorliegt. Die Bundesregierung 
wird im Zuge der in der nächsten Zeit verstärkt einset-
zenden EG-Harmonisierung von Höchstmengen der 
Anwendungspraxis von Pflanzenschutzmitteln in den 
verschiedenen Mitgliedstaaten erhöhte Aufmerksam-
keit widmen. Zur Frage der Bewertung des gesund-
heitlichen Risikos durch das Auftreten mehrerer Rück-
stände in einem Lebensmittel wird auf die Antwort zu 
Frage 5 Bezug genommen. 

24. Welcher Anteil der verschiedenen Lebensmittel 
wird von den zuständigen Landesbehörden bei 
Kontrolluntersuchungen durchschnittlich erfaßt, 
und wie werden die Behörden der Problematik ge-
recht, daß einzelne Lebensmittel Rückstände einer 
Vielzahl von Wirkstoffen enthalten können, wie 
z. B. 86 Wirkstoffe bei Weizen, 99 Wirkstoffe bei 
Äpfeln? 

a) Berücksichtigen die Untersuchungsbehörden 
bei ihren Messungen, daß ein erheblicher Teil 
der herbiziden Wirkstoffe als Konjugat vorlie-
gen kann und damit nicht von den üblichen 
Analyseverfahren für die Rückstandskontrolle 
erfaßt wird? 

Zur Beantwortung dieser Frage wurde eine Umfrage 
bei den für die Lebensmittelüberwachung zuständigen 
obersten Landesbehörden durchgeführt. Es wurde 
hierbei davon ausgegangen, daß sich die Frage aus-
schließlich auf die Durchführung der Überwachung 
der Pflanzenschutzmittel-Höchstmengenverordnung 
und auf im Rahmen des derzeit durchgeführten Bund-
Länder-Monitorings durchgeführte Kontrollmaßnah-
men bezieht. 

Die Auswahl der Lebensmittel in der amtlichen Le-
bensmittelüberwachung erfolgt nach dem Stichpro-
benprinzip aus dem vorhandenen Warenkorb. Dabei 
werden in der Aufteilung der Proben die Verzehrshäu-
figkeit, das Warenangebot des jeweiligen Kreises, sai-
sonale und regionale Schwerpunkte ebenso berück-
sichtigt wie die Kenntnis vorliegender Rückstands-

ergebnisse oder einer besonderen Rückstandssitua-
tion. Bei Vorliegen konkreter Verdachtsmomente auf-
grund aktueller Ereignisse werden Sonderuntersu-
chungen mit speziellen Aufgabenstellungen durchge-
führt. Bei den Rückstandsuntersuchungen in der amt-
lichen Lebensmittelüberwachung finden die in der 
amtlichen Sammlung von Untersuchungsmethoden 
nach § 35 des Lebensmittel- und Bedarf sgegenstände-
gesetzes aufgeführten Untersuchungsmethoden An-
wendung. Im Routinefall werden vor allem die verbrei-
teten sogenannten Multimethoden angewendet, die es 
ermöglichen, eine Vielzahl von Wirkstoffen verschie-
dener, auch chemisch verschiedener Gruppen, in 
einem Arbeitsgang zu erfassen. So werden mit der 
häufig praktizierten DFG-Methode S-19 ca. 180 Wirk-
stoffe in einem Arbeitsgang in pflanzlichen Proben 
erfaßt. Die routinemäßige Vielstoffbestimmung kann 
heute somit in der Rückstandsanalytik weitgehend als 
Regelfall angesehen werden. Ebenso stellt die gleich-
zeitige Erfassung von Organochlorpestiziden und 
polychlorierten Biphenylen (PCB) bei Lebensmitteln 
tierischer Herkunft in der Regel einen selbstverständ-
lichen Routinevorgang dar. Neben der Erfassung von 
Wirkstoffen von Multimethoden wird darüber hinaus 
dem Vorhandensein weiterer Wirkstoffe, die weniger 
gebräuchlich sind, durch den Einsatz von spezifischen 
Einzelmethoden, wie z. B. im Falle von Daminozid, 
Rechnung getragen. 

Hinsichtlich des Anteils der in den einzelnen Bundes-
ländern bei Kontrolluntersuchungen durchschnittlich 
erfaßten Lebensmittel ergibt sich aufgrund der von den 
Ländern mitgeteilten Angaben folgendes Bild: 

Baden-Württemberg: 

Im Durchschnitt werden jährlich etwa 8 000 Lebensmit-
telproben auf Rückstände von Pflanzenschutzmitteln 
untersucht. Nicht einberechnet sind hierbei Proben, 
die im Rahmen des Fleischhygienerechts an lebenden 
Schlachttieren im Erzeugerbetrieb sowie nach der 
Schlachtung durchgeführt werden. Im Rahmen der 
Überwachung werden Schwerpunkte gesetzt bei Le-
bensmitteln, die aus früheren Untersuchungen auffäl-
lig waren wie z. B. erste Ernten von Tomaten oder 
Treibhaussalat mit Rückständen bromhaltiger Bega-
sungsmittel. 

Im Rahmen des Fleischhygienerechts werden jährlich 
etwa 21 000 Rückstandsuntersuchungen an lebenden 
Schlachttieren im Erzeugerbetrieb sowie nach der 
Schlachtung durchgeführt. Dabei werden etwa 1,2 Pro-
zent der Tiere auf Pestizide untersucht. Jede einzelne 
Untersuchung erfaßt mit Hilfe von Multimethoden 
mindestens 30 verschiedene Wirkstoffe. 

Bayern: 

Lebensmittel pflanzlicher und tierischer Herkunft wer-
den im Jahresdurchschnitt annähernd zu gleichen 
Anteilen auf Rückstände von Pflanzenschutzmitteln 
untersucht. Bei den pflanzlichen Produkten dominie-
ren frisches Obst und Gemüse (70 bis 80 Prozent), 
wobei in Südbayern Importwaren wegen ihres über-
wiegenden Marktanteils ein deutliches Übergewicht 
haben. Andere Erzeugnisse auf pflanzlicher Basis wie 
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Getreideerzeugnisse, Tee und teeähnliche Erzeug-
nisse, Tabak, pflanzliche Fette und Öle sowie insbe-
sondere Säuglings- und Kleinkindernahrung wurden 
in früheren Jahren regelmäßig in größeren Serien 
untersucht. Die hier allgemein feststellbare rückläufige 
Rückstandsbelastung sowie selten gewordene Bean-
standungsgründe bewogen zu einer weiteren Schwer-
punktverschiebung zugunsten von Obst und Gemüse 
wegen der dort größeren Rückstandswahrscheinlich-
keit. 

Berlin: 

Es werden im Durchschnitt zwischen 75 und 85 Prozent 
der 131 zusammengefaßten Lebensmittelgruppen aus 
den Rückstandslisten der Biologischen Bundesanstalt 
bei Kontrolluntersuchungen erfaßt. 

Bremen: 

Der Anteil der verschiedenen Lebensmittel wird zur 
Zeit überwiegend durch das bundesweite Monitoring 
bestimmt. Zusätzliche Kontrolluntersuchungen werden 

noch bei Verdachtsproben vorgenommen und bei Zi-
trusfrüchten, die als Importware von Bedeutung sind. 

Niedersachsen: 

Es wurden im Berichtsjahr 1989 3 617 Lebensmittel-
proben von den chemischen Untersuchungsämtern auf 
Rückstände von Pflanzenschutzmitteln untersucht. Bei 
den Veterinäruntersuchungsämtern fielen ca. 4 700 
Proben zur Untersuchung auf das Vorhandensein von 
Rückständen an. 

Nordrhein-Westfalen: 

Von insgesamt 100 490 im Jahre 1988 untersuchten 
Lebensmittelproben entfielen 4 331 (4,31 Prozent) 
auf Lebensmittel nichttierischer Herkunft und 1 742 
(1,73 Prozent) auf Lebensmittel tierischer Herkunft. 
Diese Probenzahlen ergeben nach dem Warenober-
gruppenkatalog der zentralen Erfassungs- und Bewer-
tungsstelle für Umweltchemikalien (ZEBS) des Bun-
desgesundheitsamtes folgendes Bild: 

Lebensmittel nichttierischer Herkunft: 

Warenobergruppen Gesamtzahl der 
untersuchten 

Proben 

davon auf 
Pestizide 
untersucht 

= % 

Fette, Öle, ausgen. Butter 2 189 760 34,7 

Getreide u. -produkte, Brote, Kleingebäcke, Feine Back- 
waren 4 305 224 5,2 

Hülsenfrüchte, Ölsamen, Schalenobst, Kartoffeln und 
stärkereiche Pflanzenteile 1 568 280 17,9 

Frischgemüse, ausgen. Rhabarber 1 637 1 000 61,1 

Gemüseerzeugnisse, Gemüsezubereitungen, Salate und 
Obstprodukte 1 677 56 3,3 

Pilze 69 33 47,8 

Pilzerzeugnisse 297 17 5,7 

Frischobst 1 524 894 58,7 

Fruchtsäfte, -nektare, -sirupe und -saftpulver 521 35 6,7 

Honig und Brotaufstriche ohne Marmeladen, Konfitüren, 
Gelees 370 115 31,1 

Schokoladen und -waren  473 5 1,1 

Kakao 74 7 9,5 
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Lebensmittel nichttierischer Herkunft: 

Warenobergruppen Gesamtzahl der 
untersuchten 

Proben 

davon auf 
Pestizide 
untersucht 

= 

Tee und teeähnliche Erzeugnisse 188 113 60,1 

Säuglings- und Kleinkindernahrung 148 12 8,1 

Diätetische Lebensmittel 260 2 0,7 

Gewürze 226 78 34,5 

Trinkwasser, Tafelwasser und Wasser für Lebensmittel- 
betriebe 366 10 2,7 

Rohtabake, Tabakerzeugnisse, Tabakersatz sowie Stoffe 
und Gegenstände für die Herstellung von Tabakerzeug- 
nissen 13 2 15,4 

Lebensmittel tierischer Herkunft: 

Warenobergruppen Gesamtzahl der davon auf = % 
untersuchten Pestizide 

Proben untersucht 

Milch, Milchprodukte, Käse und Butter 18 461 713 3,9 

Eier/Eiprodukte 323 79 24,5 

Fleisch, -erzeugnisse, Wurstwaren, Fische und -erzeug- 
nisse, Krusten-/Schalen-/Weichtiere/sonst. Tiere und 
Erzeugnisse daraus 27 621 606 2,2 

Hessen: 

Im Prinzip werden alle Lebensmittel stichprobenweise 
auf Rückstände untersucht. Einen Schwerpunkt bilden 
jedoch Proben von Obst und Gemüse, entnommen 
nach saisonalen und regionalen Gesichtspunkten. 
Regelmäßig unterbrochen werden diese Vorgaben 
durch Sonderuntersuchungen, ausgelöst von aktuellen 
Erkenntnissen über Pflanzenschutzmittelrückstände 
wie z. B. Chlorthalonil in Erdbeeren. 

Rheinland-Pfalz: 

Pro Jahr werden etwa 38 000 Lebensmittelproben 
untersucht, davon etwa 3 000 auf Pestizide, dies ent-
spricht einem Anteil von rund 8 Prozent. Die Rück-
standsuntersuchungen verteilen sich auf die beispiel-
haft aufgeführten wich tigen Warengruppen folgender-
maßen: 

— Milch einschließlich Frauenmilch 26 Prozent 

— Frischgemüse 19 Prozent 

— Frischobst 17 Prozent 

— Trinkwasser 9 Prozent 

— Fleisch 8 Prozent. 

Schleswig-Holstein: 

Die Angabe „durchschnittlicher" Anteile ist nicht mög-
lich und würde darüber hinaus zu unzutreffenden 
Folgerungen führen. 

— Vor allem •fehlt die Bemessungsgrundlage z. B. 
Marktanteil oder Verzehrsmenge, auf die sich die 
Frage bezieht. 

— Es bleibt unklar, wie die entsprechenden fleisch-
hygienerechtlichen Untersuchungen einbezogen 
werden sollen. 

— Die Fragestellung vernachlässigt das in der amt-
lichen Lebensmittelüberwachung übliche Stichpro-
benprinzip sowie andererseits das hier besonders 
wichtige, an produkt- und/oder herkunftsbezoge-
nen, saisonalen sowie weiteren Parametern orien-
tierte schwerpunktmäßige, d. h. gezielte Vorgehen. 

Zu Buchstabe a 

Die meisten der hierzu befragten Bundesländer haben 
angegeben, daß Herbizid-Konjugate entweder routi-
nemäßig nicht oder nur dann erfaßt werden, wenn sie 
in Rechtsnormen berücksichtigt wurden und in der 
Analytik zugänglich sind. In diesem Zusammenhang 
ist auch betont worden, daß die Analytik substratge-
bundener Rückstände sehr aufwendig und schwierig 
ist und für den Regelfall der Überwachung aus Kapazi-
tätsgründen nicht in Frage kommen kann. Weitere 
Gründe hierfür dürften die geringe Rückstandswahr-
scheinlichkeit aufgrund des frühen Anwendungszeit-
punkts, des Verdünnungseffekts durch Zunahme der 
Biomasse sowie infolge von Abbauvorgängen während 
der Vegetationszeit sein. 
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Im übrigen muß betont werden, daß die Frage, inwie-
weit Wirkstoffe Verbindungen mit Pflanzeninhaltsstof-
fen eingehen und sogenannte Konjugate bilden, stets 
vom Einzelfall der Paarung Wirkstoff/Substrat und den 
äußeren Bedingungen abhängt und nicht verallgemei-
nert werden darf. In diesem Zusammenhang wird auf 
die Antwort zu Frage 21 Buchstabe a verwiesen. 

Die in der Rückstandsanalytik angewandten Multi-
methoden basieren auf dem „extrahierbaren Anteil" 
der Pflanzenschutzmittel, was in Zusatzversuchen im 
Einzelfall überprüft worden ist. In den Jahresberichten 
der Untersuchungsämter, dem Ernährungsbericht 1988 
und den Erhebungen der Bundesforschungsanstalt für 
Getreide- und Kartoffelverarbeitung finden sich keine 
Hinweise auf Rückstände Herbizid-Konjugate. 

25. Zu welchem Anteil werden die zulässigen Rück-
standsmengen nach den Erfahrungen der Unter-
suchungsbehörden der Länder für die verschiede-
nen Wirkstoffe und Produkte ausgeschöpft, bei 
welchem Prozentsatz einzelner Produkte muß mit 
Überschreitungen gerechnet werden? 

In welcher Weise werden diese Ergebnisse bei der 
Festsetzung der Grenzwerte berücksichtigt? 

Die genaue Beantwortung dieser Frage würde ein auf- 
wendiges Rechnerprogramm erfordern, welches die in 
Einzelfällen gefundenen Rückstände unterhalb der 

Höchstmengen prozentual auf die beim speziellen Pro-
dukt vorliegende zulässige Höchstmenge bezieht und 
diese Zahlenwerte speichert. Ein derartiges Programm 
steht in den Ländern derzeit nicht zur Verfügung. Eine 
zahlenmäßig fixierte Aussage zu den Ausschöpfungs-
graden bis zur Höchstmenge ist auch deshalb nicht 
möglich, da die Regelungen der Pflanzenschutzmittel-
Höchstmengenverordnung nicht jede Produkt-/Wirk-
stoffkombination regeln, sondern auch Pauschalrege-
lungen enthalten wie z. B. die Position „andere pflanz-
liche Lebensmittel" oder die sogenannte „Zehntel-
Toleranzregelung" des § 1 Abs. 2 Nr. 2 PHmV. 

Allgemein kann jedoch festgestellt werden, daß die 
Rückstandsgehalte in den überwiegenden Fällen deut-
lich unterhalb der jeweils festgelegten Höchstmengen 
liegen. Nachstehend werden die von einigen Bundes-
ländern zur Beantwortung dieser Frage übermittelten 
Angaben wiedergegeben:  

Baden-Württemberg: 

Allgemein kann festgestellt werden, daß die Rück-
standskonzentrationen in den überwiegenden Fällen 
deutlich unterhalb der jeweils festgelegten Höchst-
mengen liegen. Die folgende Tabelle gibt daher nur im 
Überblick den Grad der Rückstandsbelastung bzw. 
den Anteil an Höchstmengenüberschreitungen bei den 
verschiedenen Lebensmittelgruppen wieder: 

Untersuchung auf Rückstände von Pflanzenbehandlungsmitteln, Verunreinigungen mit polychlorierten 
Biphenylen u. ä. 

Lebensmittel 
Inland 
mit R. HM 

Ausland 
mit R. HM 

Gesamt 
mit R. HM 

Milch 96 4 0 0 96 4 

Milchprodukte 98 0 80 0 95 0 

Eier 89 0 76 0 87 0 

Fleisch 96 0 94 0,5 95 0,7 

Wurstwaren 100 0 98 1,5 99 0,9 

Fische 100 15 100 0 100 15 

Getreide 25 0,9 50 0 26 0,8 

Getreideprod. 41 1 50 0 44 0,6 

Hülsenfrüchte 41 1 45 5,5 46 5 

Kartoffeln 2,5 0 6 0 5 0 

Frischgemüse 9,5 0,8 48,5 7 33,5 5 

Obst 34 0,5 43,5 1,7 40 1 

Honig 23 7 9 0 21 6 

Tee 70 0 50 0 48 0 

Gewürze 100 0 55 0 77 0 

mit R. = mit Rückständen, HM = mit Rückständen über der Höchstmenge. 

Alle Zahlenangaben in %. 

Bei Lebensmitteln tierischer Herkunft wurden Über-
schreitungen der in der Pflanzenschutzmittel-Höchst-
mengenverordnung festgesetzten Höchstmengen im 
Rahmen der amtlichen Untersuchungen nach dem 
Fleischhygienerecht nur in vereinzelten Fällen festge-
stellt. 

In aller Regel werden die festgesetzten Höchstmengen 
bei weitem nicht erreicht. So wird die Höchstmenge für 

ß-HCH durchschnittlich zu 25 Prozent ausgeschöpft, 
für andere Pestizide liegt der Ausschöpfungsgrad weit 
niedriger. 

Bayern: 

Für die Jahre 1986 bis 1989 ergibt sich aus den durch

-

geführten Untersuchungen ein durchschnittlicher Pro- 
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zentsatz von 33,7 an rückstandhaltigen pflanzlichen 
Lebensmitteln bei 2,8 Prozent Höchstmengenüber-
schreitungen. Die Quote der kontaminierten Produkte 
lag bei Obst einschließlich der fast ausnahmslos rück-
standsbelasteten Plantagenerdbeeren mit 61,8 Prozent 
und 2,9 Prozent Höchstmengenüberschreitungen be-
trächtlich höher als bei Gemüse mit 20,6 bzw. 3,4 Pro-
zent. In der überwiegenden Mehrzahl der Fälle waren 
aber die geltenden Grenzwerte weit unterschritten — 
das gilt in gleicher Weise für Lebensmittel tierischer 
Herkunft, die allerdings fast ausnahmslos geringe 
Belastungen mit Organochlorpestiziden aufwiesen. 
Von den über 400 in der Pflanzenschutzmittel-Höchst-
mengenverordnung aufgeführten Stoffen konnten — 
abgesehen von den allgemein verbreiteten Umwelt-
schadstoffen wie z. B. DDT und HCB — bisher nur 
insgesamt 28 Verbindungen nachgewiesen werden, 

mehrmals oder regelmäßig davon nur etwa 15. Die 
Höchstmengenüberschreitungen sind breit gestreut 
und beschränken sich auf Einzelfälle. Sie geben keine 
Hinweise auf produktspezifische Problemfälle. 

Niedersachsen: 

Von den insgesamt 3 617 Rückstandsproben in Nieder-
sachsen lagen 1 773 unterhalb der Nachweisgrenze, 
930 Proben unterhalb der Höchstmenge und 144 Pro-
ben über der Höchstmenge. 

Insgesamt schöpfen die ermittelten Gehalte bei Le

-

bensmitteln tierischer Herkunft die Grenzwerte der 
PHmV im Durchschnitt um weniger als ein Prozent aus. 

Weitere Einzelheiten können der nachstehenden 
Tabelle entnommen werden. 

Lebensmittel nichttierischer Herkunft: 

Warenobergruppen Gesamtzahl der 
auf Pestizide 
untersuchten 

Proben = 100 

Höchstmengen- 
überschreitungen 

Anzahl 

Fette, Öle, ausgenommen Butter 26 0 0 

Suppen und Soßen, ausgenommen Mayonnaisen, 
emulgierte Soßen, kalte Fertigsoßen, Salate 2 0 0 

Getreide, Getreideprodukte, Backvormischungen, 
Brote und Kleingebäck, Feine Backwaren 63 13 21 

Mayonnaisen, emulg. Soßen, kalte Fertigsoßen, Salate 2 0 0 

Teigwaren 3 3 100 

Hülsenfrüchte, Ölsamen, Schalenobst, Kartoffeln, 
stärkereiche Pflanzenteile, Frischgemüse, ausgen. 
Rhabarber, Gemüsezub., ausgen. Rhabarber und 
Salate, Pilze 899 16 2 

Frischobst, einschl. Rhabarber, Obstprodukte einschl. 
Rhabarber, ausgen. Fruchtsäfte etc. und Marmeladen 
etc. 655 53 8 

Lebensmittel nichttierischer Herkunft: 

Warenobergruppen Gesamtzahl der 
auf Pestizide 
untersuchten 

Proben = 100 % 

Höchstmengen- 
überschreitungen 

Anzahl 

Fruchtsäfte, -nektare, -sirupe und -saftpulver 11 2 18 

Wein, weinähnliche Getränke, Obstschaumweine 13 0 0 

Zucker, Honige, Blütenpollen, Brotaufstriche, 
Konfitüren, Gelees, Marmeladen und Frucht- 
zubereitungen 14 0 0 

Kaffee, Kaffee-Ersatzstoffe und Kaffeezusätze, Tee und 
teeähnl. Erzeugnisse 5 0 0 

Säuglings- und Kleinkindernahrung, Diätetische 
Lebensmittel 7 0 0 

Würzmittel, Gewürze, Essenzen und Aromastoffe 31 3 10 

Trinkwasser, Tafelwasser, Wasser für Lebensmittel- 
betriebe 695 23 3 
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Hessen: 

Höchstmengenüberschreitungen liegen im Bereich 
von 3 Prozent der untersuchten Proben. Nachweisbare 
Pflanzenschutzmittelrückstände unterhalb der zulässi-
gen Höchstmengen waren in 1988 bei etwa 30 Prozent 
der untersuchten Proben feststellbar. 

Nordrhein-Westfalen: 

Mengenangaben von Pflanzenschutzmittelrückstän-
den unterhalb der Höchstmengen liegen nur in weni-
gen Fällen vor. Eine Auswertung dieser Ergebnisse 
kann kein repräsentatives Bild der Belastungssituation 
zeigen. Dies wird nur anhand der Daten des zur Zeit 
durchgeführten bundesweiten Monito rings möglich 
sein. Es werden im Rahmen der zeitlich begrenz-
ten regionalen Untersuchungsschwerpunkte Unter-
suchungen auf Pflanzenschutzmittelrückstände durch-
geführt, deren Ergebnisse die Belastung der Bevölke-

rung mit Pflanzenschutzmittelrückständen über die 
Nahrung besser aufzeigen, als dies durch Unter-
suchungen im Rahmen der amtlichen Lebensmittel-
überwachung möglich ist, die Proben gezielt bei beste-
hendem Verdacht auf Überschreitung zieht. 

Im Jahre 1988 im Rahmen der zeitlich begrenzten 
regionalen Untersuchungsschwerpunkte auf Orga-
nochlorpestizide untersuchte Lebensmittel wie Schafs-
käse, Ziegenkäse, Hühnereier, Rindfleisch, Reis, Lin-
sen, Wirsing, Weißkohl, Rotkohl, Tomaten, Pap rika, 
Äpfel, Kiwis und Avocados zeigten entweder Gehalte 
an Rückständen unterhalb der Nachweisgrenze oder 
lagen deutlich unter den in der Pflanzenschutzmittel

-

Höchstmengenverordnung festgelegten Höchstwer-
ten. Nur in Einzelfällen waren Höchstmengenüber-
schreitungen festzustellen. Nachstehende Tabelle 
zeigt eine Aufschlüsselung des Prozentsatzes der ein-
zelnen Produkte, bei denen Überschreitungen von 
Höchstmengen festgestellt wurden. 

Lebensmittel nichttierischer Herkunft: 

Warenobergruppen Gesamtzahl der 
auf Pestizide 
untersuchten 

Proben = 100 

Höchstmengen- 
überschreitungen 

(Anzahl) 

= 

Fette, Öle, ausgen. Butter  760 5 0,7 

Getreide u. -produkte, Brote, Kleingebäcke, Feine 
Backwaren 224 1 0,4 

Hülsenfrüchte, Ölsamen, Schalenobst, Kartoffeln und 
stärkereiche Pflanzenteile 280 11 3,9 

Frischgemüse, ausgen. Rhabarber 1 000 45 4,5 

Gemüseerzeugnisse, Gemüsezubereitungen, Salate 
und Obstprodukte 56 0 0 

Pilze 33 1 3,0 

Pilzerzeugnisse 17 3 17,6 

Frischobst 894 26 2,9 

Fruchtsäfte, -nektare, -sirupe und -saftpulver 35 0 0 

Honig und Brotaufstriche ohne Marmeladen, 
Konfitüren, Gelees 115 1 0,9 

Schokoladen und -waren 5 0 0 

Kakao 7 0 0 

Tee und teeähnliche Erzeugnisse 68 4 5,9 

Säuglings- und Kleinkindernahrung 3 1 33,3 

Diätetische Lebensmittel 2 0 0 

Gewürze 78 21 26,9 
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Lebensmittel nichttierischer Herkunft: 

Warenobergruppen Gesamtzahl der Höchstmengen- 	= % 
auf Pestizide überschreitungen 
untersuchten (Anzahl) 

Proben = 100 % 

Trinkwasser, Tafelwasser und Wasser für Lebens- 
mittelbetriebe 10 0 	 0 

Rohtabake, Tabakerzeugnisse, Tabakersatz sowie 
Stoffe und Gegenstände für die Herstellung von 
Tabakerzeugnissen 2 0 	 0 

Lebensmittel tierischer Herkunft: 

Warenobergruppen Gesamtzahl der davon auf Pestizide 	= % 
untersuchten untersucht 

Proben 

Milch, Milchprodukte, Käse und Butter 713 62 	 8,7 

Eier/Eiprodukte 79 0 	 0 

Fleisch, -erzeugnisse, Wurstwaren, Fische und 
-erzeugnisse, Krusten-/Schalen-/Weichtiere/sonst. 
Tiere und Erzeugnisse daraus 606 8 	 1,3 

Rheinland-Pfalz: 

Die Schwankungsbreiten der durchschnittlichen Aus-
schöpfungsraten bei Lebensmitteln, in denen Rück-
stände nachgewiesen wurden, sind abhängig von der 
Jahreszeit, dem Lebensmittel und dem Wirkstoff. Sie 
können beispielsweise von 0,5 Prozent bei Insektiziden 
bis zu 100 Prozent und mehr bei Dithiocarbamaten rei-
chen. In den letzten Jahren lag der Anteil an pflanz-
lichen Lebensmitteln mit Höchstmengenüberschrei-
tungen zwischen 1,7 und 4,5 Prozent, bei Lebensmit-
teln tierischer Herkunft lag die Überschreitungsrate 
bei ca. einem Prozent. Bei der Bewertung dieser Ergeb-
nisse muß berücksichtigt werden, daß Lebensmittel-
proben, die zum Zwecke der Rückstandsanalytik ge-
nommen werden, in der Regel gezielt gezogen werden. 
Repräsentative Zahlen über die tatsächliche durch-
schnittliche Belastung von Lebensmitteln mit Rück-
ständen werden sich erst nach Auswertung des bun-
desweiten Monitorings gewinnen lassen. 

Schleswig-Holstein: 

Detaillierte Angaben zu dieser Fragestellung sind zur 
Zeit nicht möglich. Andererseits würde der Versuch 
einer globalen Darstellung die auch hier besonders 
wichtigen Zusammenhänge zwischen Wirkstoff-, Pro-
dukt- und Herkunftsbezogenheit außer acht lassen. 

Zum zweiten Teil der Frage ist festzustellen, daß 
Untersuchungsergebnisse aus der amtlichen Über-
wachung bei der Festsetzung von Höchstmengen für 
Rückstände von Pflanzenschutzmitteln nicht berück-
sichtigt werden können. Die Festsetzung von Höchst-
mengen für in der Bundesrepublik Deutschland zuge-

lassene oder im Ausland verwendete Pflanzenschutz-
mittel muß auch den bei der Zulassung festgesetzten 
Anwendungsbedingungen, wie z. B. Aufwandsmen-
gen und Anzahl und Zeitpunkt der Anwendungen 
Rechnungen tragen. Dies geschieht in Übereinstim-
mung mit einer international abgestimmten Vorge-
hensweise und aus Gründen der Rechtssicherheit für 
den Anwender, der bei bestimmungsgemäßer und 
sachgerechter Anwendung darauf vertrauen können 
muß, daß Höchstmengenüberschreitungen unter die-
sen Umständen nicht eintreten können. 

Aufgrund unterschiedlicher Einflüsse wie z. B. Wetter, 
Schädlingsbefall und Standortbedingungen müssen in 
der Praxis nicht immer die maximal zulässigen Anwen-
dungen eines Pflanzenschutzmittels erfolgen. Zur Ver-
meidung einer Resistenzbildung wird darüber hinaus 
insbesondere bei Fungiziden häufig ein Wirkstoff-
wechsel zur Bekämpfung eines Pilzbefalls notwendig, 
über den jeweils nur der einzelne Anbauer vor Ort ent-
scheiden kann. Diese nicht vorhersehbaren Faktoren 
tragen ebenfalls dazu bei, daß in der Praxis die Höchst-
mengen in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle 
häufig nicht ausgeschöpft werden. 

26. Wird/wurde in der Bundesrepublik Deutschland 
ein Monitoring-Programm durchgeführt, welches 
zuverlässigere Aussagen als die stichprobenarti-
gen Kontrolluntersuchungen der Länder erlauben 
kann, über die durchschnittlichen Gesamtrück

-

standsmengen in einzelnen Lebensmitteln? 

Wird die Bildung von Pestizid-Konjugaten bei den 
Messungen berücksichtigt? 

Wie sind die vorliegenden Befunde? 
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Der Bundesminister für Forschung und Technologie 
und der Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit fördern seit April 1988 ein For-
schungsvorhaben, das dazu dient, bundesweit modell-
haft ein Monitoring (Überwachungssystem) auf zu-
bauen und zu erproben, um künftig die Belastung von 
Lebensmitteln mit Rückständen von Pflanzenschutz-
mitteln und Umweltschadstoffen besser als bisher zu 
ermitteln. Das auf fünf Jahre angelegte Forschungsvor-
haben wird vom Bundesgesundheitsamt in Zusammen-
arbeit mit derzeit 17 Instituten der amtlichen Lebens-
mittelüberwachung aller Bundesländer durchgeführt. 
Im Rahmen dieses Monitoringsytems sollen insbeson-
dere die Konzentrationen solcher Stoffe repräsentativ 
ermittelt werden, für deren Vorkommen in Lebensmit-
teln bislang keine ausreichend wissenschaftlich abge-
sicherten Daten zur Verfügung standen. In diesem 
Zusammenhang ist auch die Ermittlung des Trends der 
tatsächlichen Belastung des Endverbrauchers mit be-
stimmten potentiellen Schadstoffen sowie die Aufklä-
rung und Beseitigung der jeweiligen Belastungsur-
sachen vorgesehen. Das Vorhaben soll ferner dazu 
dienen, in Ergänzung zur amtlichen Lebensmittelüber-
wachung einige der bestehenden Schwierigkeiten zu 
beheben und Lösungen zu erarbeiten. Dies gilt insbe-
sondere im Hinblick auf die noch fehlende Standardi-
sierung von Probenahmeplänen als Voraussetzung für 
den Vergleich von Daten unterschiedlicher Herkunft, 
den geringen Anteil von Stichproben auf der Erzeuger-
stufe zur Ermittlung von Kontaminationsursachen so-
wie die noch mangelnde Vergleichbarkeit der Unter-
suchungsergebnisse untereinander. Ein besonderer 
Schwerpunkt ist die Erarbeitung der wissenschaftlich-
methodischen Voraussetzungen für eine repräsen-
tative Schadstofferhebung wie z. B. die Stichproben-
planung, die Harmonisierung der Probenahme und 
Probenvorbereitung, die Sicherung der analytischen 
Datenqualität, die Datenerfassung und Datenermitt-
lung sowie die Datenhaltung und Datenaufbereitung. 
Die Untersuchungsergebnisse sollen wissenschaftlich 
abgesicherte Aussagen über die Belastung der Lebens-
mittel für einzelne Regionen, das Gebiet der Bundes-
länder sowie auch für das gesamte Gebiet der Bundes-
republik Deutschland gestatten. 

Während der zweijährigen Anlaufphase wurden 9 000 
Proben ausgewählter Lebensmittel wie Milch, Rind-
und Schweinefleisch, Kartoffeln, Weißkohl, Kopfsalat, 
Äpfel und Erdbeeren auf Rückstände von Pflanzen-
schutzmitteln, Schwermetalle und Nitrat untersucht. In 
der ab April 1990 begonnenen Monito ring-Haupt-
phase wird der Probenumfang pro Jahr auf 12 000 
erhöht, die Lebensmittel- und Stoffauswahl erweitert 
und die Zahl der beteiligten Untersuchungslabora-
torien auf 35 ausgedehnt. 

Die bisher vorgenommenen Auswertungen der Unter-
suchungen auf Rückstände von Pflanzenschutzmitteln 
haben besondere Rückstandsbelastungen bei Erd-
beeren ergeben, bei denen 81,8 Prozent (775 Proben) 
der insgesamt untersuchten 948 Erdbeerproben Rück-
stände enthielten. Bei 293 Proben (30,9 Prozent) wurde 
jeweils ein einzelner Stoff quantifiziert. Bei 482 Proben 
(50,8 Prozent) wurden Mehrfachrückstände mit zwei 
bis sieben verschiedenen Wirkstoffen ermittelt, und 
zwar bei 

282 Proben (29,8 %) 2 Stoffe 
122 Proben (12,9 %) 3 Stoffe 
42 Proben ( 4,4 %) 4 Stoffe 
24 Proben ( 2,5 %) 5 Stoffe 
7 Proben ( 0,7 %) 4 Stoffe 
5 Proben ( 0,5 %) 7 Stoffe. 

Bei 37 Proben wurden Rückstandsgehalte gemessen, 
die über der geltenden Höchstmenge lagen. Weitere 
Ergebnisse über Rückstände von Pflanzenschutz-
mitteln aus dem Lebensmittelmonitoring werden dem-
nächst in bestimmten zeitlichen Abständen vom Bun-
desgesundheitsamt im Bundesgesundheitsamtsblatt 
und gegebenenfalls anderen wissenschaftlichen Orga-
nen veröffentlicht. Die Durchführung von Berechnun-
gen über die effektive Belastung der Bevölkerung 
durch Rückstände von Pflanzenschutzmitteln und ihrer' 
Abbauprodukte in oder auf Lebensmittel ist zu einem 
späteren Zeitpunkt vorgesehen, wenn eine umfang-
reichere Datenbasis vorliegt. 

27. Wurden/werden in der Bundesrepublik Deutsch-
land Studien durchgeführt, die unter Berücksichti-
gung der durchschnittlichen statistischen Ver-
zehrsgewohnheiten eine Aussage über die effek-
tive Belastung der Bevölkerung durch Pestizide 
und ihre Abbauprodukte in/auf Lebensmitteln er-
lauben? 

Wenn ja, wie sind die Ergebnisse? 

1. Zur Zeit gibt es für das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland noch keine repräsentativen Unter-
suchungen für die Aufnahme von Pflanzenschutz-
mittelrückständen mit der täglichen Nahrung (Total 
Diest Studies). Es gibt bisher nur regionale Unter-
suchungen, die folgendes Bild ergeben haben: 

Untersuchungsergebnisse von verzehrsfertiger 
Nahrung wurden aus dem staatlichen Medizinal-, 
Lebensmittel- und Veterinäruntersuchungsamt Mit-
telhessen, Gießen, 1989 in der Deutschen Lebens-
mittel-Rundschau veröffentlicht. Untersucht wur-
den 49 Tagesrationen stationär verpflegter Patien-
ten aus verschiedenen Kliniken sowie 41 Proben 
Säuglings- und Kleinkindernahrung auf die Orga-
nochlorverbindungen Alpha-, Beta-, Gamma-HCH, 
HCB und DDE. Bei den Tagesrationen wurden im 
Durchschnitt 1,15 µg Gamma-HCH und 1,16 µg 
DDE pro Tag und Person aufgenommen, Alpha-
und Beta-HCH sowie HCB hatten keinen Anteil an 
der mittleren täglichen Aufnahme der Organochlor-
verbindungen. Legt man eine 70 kg schwere Person 
den Berechnungen zugrunde, so ist dieses Ergebnis 
gleichbedeutend mit einer mittleren täglichen Auf-
nahme von weniger als 0,02 µg Lindan bzw. DDE 
pro Körpergewicht. Damit werden die von der FAO/ 
WHO angegebenen duldbaren täglichen Aufnah-
men (ADI) für Gamma-HCH zu 0,16 Prozent und für 
Gesamt-DDT zu 0,33 Prozent ausgeschöpft. 

Die Belastung der Säuglings- und Kleinkindernah-
rung ist sehr gering, so daß sich unter der Annahme 
eines mittleren Körpergewichtes von 7,4 kg für ein 
sechs Monate altes Kind eine mittlere tägliche Auf-
nahme von Gamma-HCH zu 0,008 µg und von DDE 
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zu 0,01 µg pro Körpergewicht errechnete. Die ADI-
Werte werden damit für Gamma-HCH zu 0,07 Pro-
zent und für Gesamt-DDE zu 0,2 Prozent ausge-
schöpft. 
(Lit: S. Georgii, H. Brunn, V. Stojanowi ć  und E. 
Muskat in deutsche Lebensmittel-Rundschau 85, 
Heft 12, 1989, 385 bis 389). 

2. In einer 1989 veröffentlichten Studie der Bayeri-
schen Landesanstalt für Ernährung wurde die 
Methode der Duplikat-Technik des Individualver-
zehrs bei 20 Personen verwendet. Mit Hilfe dieser 
Methode wird ein in Menge, Zusammensetzung 
und Zustand identisches Duplikat der innerhalb von 
24 Stunden von Einzelpersonen verzehrten Lebens-
mittel und Mahlzeiten einschließlich von Zwischen-
mahlzeiten, Trinkwasser usw. über mehrere Tage 
(drei bis sieben Tage) hinweg gesammelt und che-
misch analysiert. Der Versuch erstreckte sich über 
zwei jahreszeitlich unterschiedliche Versuchsperio-

den an jeweils vier unterschiedlichen nicht aufein-
anderfolgenden Wochentagen. 

In Anteilen von 164 Ganztagsproben erfolgte die 
analytische Bestimmung von Pflanzenschutzmit-
teln, Blei, Cadmium, Radionukliden, Nitrat und 
polychlorierten Biphenylen. In 86 Prozent der Pro-
ben (= 142) waren mit der angewandten Multime-
thode keine Pflanzenschutzmittelrückstände nach-
weisbar. Von den übrigen 22 Proben wiesen nur 
drei gleichzeitig zwei Wirkstoffe auf. Gefunden 
wurden die Wirkstoffe Vinclozolin (9x), Dichloflu-
anid (4x), Lindan (5x), Malathion (1x), Pirimicarb 
(1x), Atrazin (3x), Simazin (1x). 

Das Ergebnis der Studie läßt sich dahin gehend 
zusammenfassen, daß sich die Tageszufuhrwerte 
weit unterhalb der für den Menschen lebensläng-
lich duldbaren Aufnahmemenge bewegen. Die für 
die einzelnen Stoffe ermittelten tatsächlichen Auf-
nahmemengen sind in der nachstehenden Tabelle 
wiedergegeben: 

Stoff Aufnahme in 
Mittelwert 1 ) 

µg/Person/Tag 
Mittelwert2) 

Ausschöpfung 
des ADI3 ) 

a) 	b) 

Vinclozolin 2,8 32,6 ± 39 0,07 0,08 
Dichiofluanid 3,7 58,0 ± 28 0,02 0,3 
Lindan 0,9 12,6 ± 	2,6 0,2 2,6 
Malathion 1,2 8,9 0,1 0,7 
Pirimicarb 6,0 12,0 0,5 1,0 
Atrazin4) 2,6 78,9 
Simazin4) 6,3 59,3 

1) Basis: alle 164 Proben, negative Befunde mit halber Nachweisgrenze in Rechnung gesetzt 

2) Basis: nur positive Befunde 

3) FAO/WHO-Grenzwerte; von der Bundesregierung aktualisierte Berechnung gemäß dem neuesten Bewertungsstand durch 
das JMPR der FAO/WHO (1989) ; 
a) Basis: alle Proben (Mittelwert 1) 
b) Basis: nur positive Befunde (Mittelwert 2) 

4) Das JMPR der FAO/WHO hat sich mit diesen Stoffen nicht befaßt. 

[Literatur: Ergebnisbericht über eine Gesamtverzehrsstudie (Total diet Study), Bayerische Landesanstalt für Ernährung, 
München 1989] 

Neueste von der Weltgesundheitsorganisation im Rah-
men des Food Contamination Program durchgeführte 
Auswertungen zur Rückstandsbelastung von Lebens-
mitteln zeigen, daß auch im internationalen Vergleich 
die durchschnittlichen Aufnahmemengen an Organo-
chiorpestiziden wie Aldrin/Dieldrin, DDT, Endosulfan, 
Endrin, HCB, Gesamt-HCH, Lindan, Heptachlor in den 
letzten Jahren alle unterhalb des Wertes von 10 Pro-
zent de r duldbaren täglichen Aufnahmemengen (ADI) 
lagen. In den meisten Fällen betrug die Ausschöpfung 
des ADI weniger als ein Prozent. Bei den Organophos-
phorsäureestern haben die anläßlich der 22. Sitzung 
des Codex Committee on Pesticide Residues in Den 
Haag am 23. bis 24. April 1990 vorgelegten Ergebnisse 
ebenfalls gezeigt, daß die mittleren Aufnahmemengen 
bei Stoffen wie Diazinen, Fenitrothion, Malathion, 
Methylparathion und Parathion in der Größenordnung 
von einem Prozent der ADI-Werte liegen. 

28. Der Bundesrat hat in seiner Entschließung anläß-
lich der Novellierung der Pflanzenschutzmittel

-

Höchstmengenverordnung [BR-Drucksache 633/ 
88 (Beschluß)] vor allem die nicht vorhandene 
Transparenz bei der Grenzwertsetzung im Hin-
blick auf die Möglichkeit einer gesundheitlichen 
Bewertung, die nicht erfolgte Berücksichtigung 
von Kombinationseffekten, fehlende Summen-
regelungen und bezüglich der Carbamate die 
Höhe der Grenzwerte kritisiert. Der Bundesrat 
führte u. a. aus: 

„Der Bundesrat vermag aufgrund der fehlenden 
Angabe der toxikologischen Gründe in der Be-
gründung der Verordnung eine Stellungnahme 
zur gesundheitlichen Bewe rtung der festgesetzten 
Höchstmengen nicht abzugeben. " 

„Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, eine 
Regelung zu prüfen, durch die bei der nächsten 
Änderung der Verordnung die einzelnen Höchst-
mengen so niedrig angesetzt werden, daß Rück-
stände verschiedener Pflanzenschutzmittel, die 
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gleichzeitig auf bzw. in Lebensmitteln enthalten 
sein können, zu keiner Gefährdung der Verbrau-
cher führen können. " 

„Die Heraufsetzung der Höchstmengen läuft im 
Interesse eines vorbeugenden Gesundheitsschut-
zes der angestrebten Verringerung der Verbrau-
cherbelastung mit Chemikalien entgegen. 
Es ist wissenschaftlich unsicher, welche gesund-
heitlichen Folgewirkungen Kombinationswirkun-
gen der Stoffe haben; die Unsicherheit sollte 
durch Anhebung der Höchstwerte nicht vergrö-
ßert werden. " 

„Die Bundesregierung wird gebeten, die Höchst-
mengen für andere Carbamate als Propamocarb 
zu überprüfen. 

Es ist mit dem Prinzip eines vorbeugenden Ge-
sundheitsschutzes nicht vereinbar, wenn bei-
spielsweise mit 1 kg eines häufig konsumierten 
Gemüses allein bis zu 15 mg eines hochwirksamen 
Carbaminsäureesters aufgenommen werden dür-
fen. 

Derivate der Carbaminsäure (wie auch des Harn-
stoffes) gehören zu einer Gruppe hochreaktiver 
und daher hoch toxischer Substanzen, von denen 
einige nach Bioaktivierung auch gentoxische 
Eigenschaften besitzen. " 

Welche Konsequenzen wird die Bundesregierung 
im einzelnen aus dieser Kritik ziehen? 

Die Bundesregierung hat der in der Fragestellung er-
wähnten Entschließung des Bundesrates bereits in vol-
lem Umfang Rechnung getragen und in der Begrün-
dung zum Entwurf der Vierten Verordnung zur Ände-
rung der Pflanzenschutzmittel-Höchstmengenverord-
nung ausführliche Angaben zur gesundheitlichen Be-
wertung der betreffenden Stoffe gemacht. Sie wird 
darüber hinaus auch künftig weitere diesbezügliche 
Informationswünsche der Länder soweit wie möglich 
erfüllen. 

Was den zweiten Teil der Entschließung des Bundes-
rates anbetrifft, so ist festzustellen, daß Höchstmengen 
grundsätzlich so niedrig festgesetzt werden, daß eine 
Gefährdung der Verbraucher nicht zu befürchten ist. 
Das gilt auch dann, wenn gleichzeitig mehrere Stoffe 
als Rückstand vorhanden sind. Zur Zeit gibt es keine 
Hinweise darauf, daß eventuelle Wirkungssteigerun-
gen bei Expositionen durch Rückstände mehrerer 
Stoffe in einem Lebensmittel im Bereich der Höchst-
mengen nicht durch die Sicherheitsspannen abgedeckt 
sind. Auf die Beantwortung der Fragen 4, 11, 17, 20 
Buchstabe d sowie 23 wird Bezug genommen. 

Hinsichtlich der im Beschluß des Bundesrates erwähn-
ten Bitte, die Höchstmengen für andere Carbamate als 
Propamocarb zu überprüfen, hat das Bundesgesund-
heitsamt mitgeteilt, daß Carbamate ebenso wie alle an-
deren Pflanzenschutzmittel im Rahmen des Zulas-
sungsverfahrens nach dem Pflanzenschutzgesetz 
regelmäßig überprüft werden. Das Gesetz schreibt vor, 
daß spätestens nach zehn Jahren eine Neubewertung 
durchgeführt wird; in der Praxis ist diese Frist jedoch 
häufig kürzer. In diesem Zusammenhang wird jeder 
Wirkstoff unter Berücksichtigung des wissenschaft-
lichen Erkenntnisstandes sowie aller sonstigen verfüg-
baren Daten überprüft. Diese Praxis trifft auch für den 
Wirkstoff Propamocarb zu. 

Im Zuge der Änderungen der Pflanzenschutzmittel- 
Höchstmengenverordnung sind Heraufsetzungen von 

Höchstmengen insbesondere nur dann erfolgt, wenn es 
aus landwirtschaftlichen Erfordernissen des Pflanzen-
schutzes unbedingt notwendig, durch entsprechende 
Untersuchungsergebnisse belegt und nach sorgfältiger 
Prüfung gesundheitlich vertretbar gewesen ist. Her-
aufsetzungen sind allerdings auch im Zusammenhang 
mit den Rechtsangleichungsarbeiten an die gemein-
schaftlichen Vorschriften über Höchstmengen oder 
aufgrund anderer Bedingungen in Landwirtschaft und 
Pflanzenschutz in anderen Ländern erforderlich ge-
worden. 

Im übrigen ist nach Auffassung der Bundesregierung 
deutlich zwischen der Heraufsetzung und der Neufest-
setzung von Höchstmengen zu unterscheiden. Im In-
teresse eines lückenlosen vorbeugenden gesundheit-
lichen Verbraucherschutzes sind die Höchstmengen in 
der Pflanzenschutzmittel-Höchstmengenverordnung 
umfassend gestaltet worden. Für Lebensmittel oder 
deren Ausgangsstoffe, bei denen die Anwendung 
eines Pflanzenschutzmittels bei der Zulassung zu-
nächst nicht vorgesehen ist, werden daher in der Regel 
in der Sammelposition „andere pflanzliche Lebensmit-
tel" zusammengefaßt und die Höchstmengen entspre-
chend der analytischen Bestimmungsgrenze festge-
setzt ( „definierte Nulltoleranz"). Pflanzenschutzmittel 
werden aber weltweit ständig weiterentwickelt, neue 
Anwendungsgebiete kommen hinzu, andere werden 
wieder zurückgezogen. Diese Entwicklungen haben 
zur Folge, daß die Verordnung ständig an diesen Stand 
angepaßt werden muß. Bei einer Erweiterung der 
Zulassung kann es sein, daß im Einzelfall höhere 
Höchstmengen als die bisher zugrunde gelegte analy-
tische Bestimmungsgrenze erforderlich werden. In die-
sen Fällen handelt es sich um die erstmalige spezifi-
sche Höchstmengenfestsetzung für ein bestimmtes 
Lebensmittel im Sinne einer Neufestsetzung. Von einer 
Heraufsetzung kann hingegen nur gesprochen wer-
den, wenn für ein bestimmtes Lebensmittel bereits eine 
spezifische Höchstmenge festgesetzt wurde, deren 
Wert erhöht wird. 

Abschließend muß darauf hingewiesen werden, daß 
durch die Fragestellung der falsche Eindruck erweckt 
wird, als seien im Zuge der Anpassungen der Pflanzen-
schutzmittel-Höchstmengenverordnung Höchstmen-
gen ausschließlich heraufgesetzt worden. So wurden 
allein bei der letzten Änderung der Verordnung am 
9. März 1990 (BGBl. I S. 481) insgesamt zehn Stoffe 
gestrichen und damit die Höchstmengen auf den nied-
rigen Wert der analytischen Bestimmungsgrenze in 
Höhe von 0,01 mg/kg herabgesetzt. 

E. Die Bevölkerung: ungefragt verdammt zum 
Risiko? 

29. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
GRÜNEN, daß die Bevölkerung u. a. durch die 
derzeitige de facto geheime Zulassungspraxis für 
Pestizide sowie die nicht nachvollziehbare und 
transparente Setzung von Grenzwerten in keiner 
Weise Gelegenheit hat, zu beurteilen, welche Ge-
fährdungen mit der Anwendung von Pestiziden 
verknüpft sind? 
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Die Bundesregierung teilt nicht diese Auffassung. 

Die im Zulassungsverfahren nach dem Pflanzenschutz-
gesetz bei der Zulassungsbehörde eingereichten Un-
terlagen sind Eigentum des Antragstellers und unter-
liegen der Geheimhaltungspflicht. Nach § 30 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes haben die Beteiligten 
Anspruch darauf, daß ihre Geheimnisse, insbesondere 
die zum persönlichen Lebensbereich gehörenden Ge-
heimnisse sowie die Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nisse, von der Behörde nicht unbefugt offenbart 
werden. Verletzungen des Dienstgeheimnisses und 
einer besonderen Geheimhaltungspflicht werden nach 
§ 53 b Strafgesetzbuch mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Die vertrauliche 
Behandlung von Zulassungsunterlagen liegt im öffent-
lichen Interesse. Das Pflanzenschutzgesetz regelt des-
halb in §§ 13 und 14 die Voraussetzungen, unter denen 
die Unterlagen eines Vorantragstellers verwendet wer-
den dürfen. 

Die Bundesregierung unterstützt jedoch ausdrücklich 
die Empfehlung des OECD-Rates zur Erstellung einer 
Liste nichtvertraulicher Daten über Chemikalien 
[C(83) 98 (Final)], die auch eine Zusammenfassung der 
Gesundheits-, Sicherheits- und Umweltdaten ein-
schließlich genauer Werte und ihrer Interpreta tionen 
vorsieht. Einen entsprechenden Vorschlag wird die 
Bundesregierung bei den weiteren Verhandlungen 
über den „geänderten Vorschlag für eine Richtlinie des 
Rates über das Inverkehrbringen von EWG-zugelasse-
nen Pflanzenschutzmitteln" zu Artikel 13 einbringen. 

Die Bewertung des gesundheitlichen Risikos von 
Pflanzenschutzmitteln wird in der Bundesrepublik 
Deutschland nach national und international abge-
stimmten und akzeptierten Prinzipien durchgeführt. 
Diese Prinzipien und Verfahrensweisen sowie die toxi-
kologischen Bewertungen von Pflanzenschutzmittel-
wirkstoffen sind z. B. von der Weltgesundheitsorgani-
sation unter Beteiligung der Bundesrepublik Deutsch-
land erstellt und veröffentlicht worden. Ziel dieser 
internationalen Abstimmung ist es, in allen Staaten die 
Risikoabwehr auf einheitlicher Grundlage sicherzu-
stellen. Im innerstaatlichen Bereich wurden beispiels-
weise von der deutschen Forschungsgemeinschaft zur 
Bewertung von Pflanzenschutzmitteln umfangreiche 
Veröffentlichungen vorgelegt, die allgemein zugäng-
lich sind. Pflanzenschutzmittel gehören somit zu den 
am besten untersuchten Stoffen, für die in der wissen-
schaftlichen Literatur ein hohes Maß an Transparenz 
bereits hergestellt ist. Bei der Festsetzung von Höchst-
mengen werden bei neuen Stoffen zusammenfassende 
toxikologische Bewertungen in der Begründung zum 
Regierungsentwurf aufgenommen, die eine Abschät-
zung des Gefährdungspotentials ermöglichen. Schließ-
lich veröffentlicht die Biologische Bundesanstalt ge-
mäß § 33 Abs. 4 Pflanzenschutzgesetz eine beschrei-
bende Liste der zugelassenen Pflanzenschutzmittel, 
die auch Angaben über die für die Anwendung der 
Pflanzenschutzmittel wichtigen Merkmale und Eigen-
schaften sowie die Eignung der Pflanzenschutzmittel 
für bestimmte Anwendungsgebiete, Boden- und 
Klimaverhältnisse für bestimmte Verwendungsbe-
reiche enthält. 

Die Bundesregierung hat darüber hinaus in der Ver-
gangenheit im Rahmen von Anfragen aus dem Parla-
ment oder der Öffentlichkeit stets ausführlich die in der 
Bundesrepublik Deutschland praktizierte Vorgehens-
weise bei der Risikobewertung von Pflanzenschutzmit-
teln dargestellt und die erbetenen Auskünfte zu der 
Toxikologie von Wirkstoffen erteilt. 

30. Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, die 
Zulassungsunterlagen von Pestiziden, d. h. insbe-
sondere die toxikologischen und ökotoxikologi-
schen Daten, entsprechend dem GRÜNEN-Ent-
wurf auf Einsichtsrecht in Umweltakten und ent-
sprechend der Praxis in den USA, zu veröffent-
lichen und damit allen Bürgern/innen zugänglich 
zu machen? 

Aus den in der Antwort zu Frage 29 dargelegten Grün-
den ist eine Einsichtnahme und eine Veröffentlichung 
der mit dem Zulassungsantrag vorgelegten Prüfnach-
weise zur Zeit weder möglich noch erforderlich. 

31. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
GRÜNEN, daß die Setzung von Grenzwerten für 
Pestizide z. B. in Lebensmitteln auch die politische 
Entscheidung über zukünftige Entwicklungspfade 
in der Landwirtschaft beinhaltet? 

Hält die Bundesregierung es für vertretbar, daß 
diese politische Entscheidung, „getarnt" als wis-
senschaftlicher Akt zur Vermeidung von Gesund-
heitsgefahren, ohne umfassende Information ge-
schweige denn Beteiligungsmöglichkeit der Ver-
braucher/innen und Umweltverbände erfolgt? 

Die mit der Verwendung von Pflanzenschutzmitteln im 
Zusammenhang stehenden agrarpolitischen Entschei-
dungen werden insbesondere auf der Ebene der Ertei-
lung von Zulassungen im Rahmen des Pflanzenschutz-
gesetzes sowie in zunehmendem Maße auf gemein-
schaftsrechtlichem Gebiet getroffen. Die Bundesrepu-
blik Deutschland ist gehalten, das Gemeinschaftsrecht 
über Rückstandshöchstgehalte von Schädlingsbekäm-
pfungsmitteln in Lebensmitteln in das innerstaatliche 
Recht zu übernehmen. Spielraum für politische Ein-
flußnahmen hinsichtlich der Entscheidung über zu-
künftige Entwicklungspfade in der Landwirtschaft ist 
insoweit nicht vorhanden. 

Im nationalen Rahmen wird die Entscheidung über die 
Zulassung eines Pflanzenschutzmittels nicht durch die 
Pflanzeuschutzmittel-Höchstmengenverordnung, son-
dern durch das im Pflanzenschutzgesetz vorgesehene 
Zulassungsverfahren getroffen. Wie bereits in der Ant-
wort zu Frage 19 ausgeführt, können Höchstmengen 
aufgrund des § 14 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a Lebensmit-
tel- und Bedarfsgegenständegesetz nur festgesetzt 
werden, soweit es zum Schutz des Verbrauchers erfor-
derlich ist. Bei der Entscheidung darüber, ob und für 
welche Stoffe in der Pflanzenschutzmittel-Höchstmen-
genverordnung Höchstmengen festgesetzt werden, 
dürfen agrarpolitische Gesichtspunkte nicht berück-
sichtigt werden. Eine schnelle Anpassung dieser Ver-
ordnung an den Stand der Zulassung ist, wie in der 
Antwort zu Frage 23 dargelegt, aus Gründen des vor-
beugenden gesundheitlichen Verbraucherschutzes an- 
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gestrebt, da für den Fall, daß für ein zugelassenes 
Pflanzenschutzmittel keine Höchstmenge festgesetzt 
wird, die allgemeinen Verbote zum Schutz der Ge-
sundheit des § 8 LMBG gelten, die jedoch wesentlich 
höhere Rückstandsbelastungen in Lebensmitteln er-
lauben. Ferner besteht eine Notwendigkeit zur An-
passung der Verordnung immer dann, wenn das vor-
gesehene Anwendungsgebiet von zugelassenen Pflan-
zenschutzmitteln im Rahmen der Zulassung erweitert 
wird. Andernfalls würde der Anwender des betreffen-
den Mittels nicht darauf vertrauen können, daß die von 
ihm erzeugten Lebensmittel verkehrsfähig sind. 

Soweit in der Frage auf die Beteiligung von Verbrau-
chern/innen und Umweltverbänden eingegangen 
wird, ist allgemein festzustellen, daß aufgrund § 39 
LMBG vor Erlaß von Verordnungen nach diesem 
Gesetz ein jeweils auszuwählender Kreis von Sachken-
nern aus Wissenschaft, der Verbraucherschaft und der 
beteiligten Wirtschaft gehört werden soll. Die ange-
sprochenen Verbände sind im Vorfeld von Rechtset-
zungsvorhaben in der Vergangenheit entweder zu 
Besprechungen eingeladen oder schriftlich gehört 
worden. 

32. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
Setzung von Grenzwerten unter Beteiligung der 
Öffentlichkeit und in klarer Aufgabenteilung zwi-
schen Politik und Wissenschaft zu erfolgen hat, 
entsprechend dem folgenden Vorschlag: 

„Der Wissenschaftler hat den Sachverhalt zu ana-
lysieren, Gefahren aufzuzeigen und bei verschie-
denen, alternativen Lösungsmöglichkeiten zu 
quantifizieren. Dabei muß er die Grenzen seiner 
Aussage offenlegen, die oft mangelhafte Definier-
barkeit des gesundheitlichen Restrisikos heraus-
stellen. Der Politiker muß von dem allzu gut be-
kannten Versuch absehen, die Verantwortung für 
zu treffende Kompromißentscheidungen auf den 
Wissenschaftler abzuwälzen. Der Volksvertreter 
ist es, der für ökonomisch motivierte Kompromisse 
einzustehen hat; denn nur er kann den gesell-
schaftlichen Stellenwert solcher Zugeständnisse 
ermessen oder festsetzen,"? 
(Henschler, 1970: zit. in Kartenkamp, Grahl, 
Grimme: Die Grenzenlosigkeit der Grenzwerte, 
Alternative Konzepte 63, Verlag C. F. Mü ller, 
Karlsruhe, 1988.) 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die im 
Prozeß der wissenschaftlichen Erkenntnisgewinnung 
notwendigen Abwägungs- und Entscheidungsverfah-
ren ausschließlich wissenschaftlichen Grundsätzen zu 
entsprechen haben. Im übrigen ist die Bundesregie-
rung bei ihren bisherigen Entscheidungen stets von 
dem Grundsatz ausgegangen, daß dem Gesundheits-
schutz Vorrang vor wirtschaftlichen Interessen einzu-
räumen ist. 

33. Welche S trategie verfolgt die Bundesregierung 
zur Reduzierung der Gefahren durch Pestizid

-

Rückstände in Lebensmitteln? 

Welchen zeitlichen Rahmen hat sie sich für ihr 
Handeln gesetzt? 

In welchen Teilschritten und mit welchen Maß-
nahmen will  die Bundesregierung ihr Ziel errei-
chen? 

In den Antworten zu den vorhergehenden Fragen, ins-
besondere zu den Fragen 11 und 26, wurde bereits 
ausführlich erläutert, daß die in der Bundesrepublik 
Deutschland verfolgte Konzeption der Minimierung 
der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln im Rah-
men des Pflanzenschutzgesetzes nicht wegen des Vor-
liegens konkreter Gesundheitsgefahren durch Rück-
stände von Pflanzenschutzmitteln in Lebensmitteln, 
sondern aus Vorsorgegründen durchgeführt wird. Zur 
Zeit besteht weder eine gesundheitliche Notwendig-
keit noch eine rechtliche Handhabe, die Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln über die bereits ergriffenen 
Verbots- und Beschränkungsmaßnahmen hinaus wei-
ter einzuschränken. 

34. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
GRÜNEN, daß die „Entgiftung" der landwirt

-

schaftlichen Produktion Voraussetzung für einen 
flächendeckenden Schutz des Grundwassers ist, 
so wie er vom Wasserhaushaltsgesetz gefordert 
wird und wie er auch notwendig wäre, um die 
Trinkwasserversorgung langfristig zu sichern? 

Im Pflanzenschutzgesetz wird dem Schutz des Grund-
wassers ein besonderer Stellenwert beigemessen. 

Danach werden von der Biologischen Bundesanstalt im 
Einvernehmen mit dem Bundesgesundheitsamt und 
dem Umweltbundesamt nach § 15 Abs. 1 des Pflanzen-
schutzgesetzes Pflanzenschutzmittel nur nach sorgfäl-
tiger Prüfung zugelassen. Sie muß ergeben, daß das 
Pflanzenschutzmittel bei bestimmungsgemäßer und 
sachgerechter Anwendung oder als Folge einer sol-
chen Anwendung 

— keine schädlichen Auswirkungen auf die Gesund-
heit von Mensch und Tier sowie auf das Grundwas-
ser hat, 

— keine sonstigen Auswirkungen insbesondere auf 
den Naturhaushalt hat, die nach dem Stand der wis-
senschaftlichen Erkenntnisse nicht vertretbar sind. 

Pflanzenschutzmittel dürfen nur nach guter fachlicher 
Praxis angewandt werden.' Zur guten fachlichen Praxis 
gehört, daß die Grundsätze des integ rierten Pflanzen-
schutzes berücksichtigt werden. Pflanzenschutzmittel 
dürfen nicht angewandt werden, soweit der Anwender 
damit rechnen muß, daß ihre Anwendung schädliche 
Auswirkungen, insbesondere auf den Naturhaushalt, 
hat. 

Sollten trotz bestimmungsgemäßer und sachgerechter 
Anwendung schädliche Auswirkungen auf das Grund-
wasser nachgewiesen werden, so wird die Bundes-
regierung die Anwendung solcher Pflanzenschutzmit-
tel im erforderlichen Umfang einschränken oder ver-
bieten. 

Auf die Antwort zu Frage III. 2 der Großen Anfrage der 
Fraktion der SPD „Schutz des Lebensmittels Trinkwas-
ser" (Drucksache 11/5179) und auf die Antwort zu 
Frage III. 2.8 der Großen Anfrage der Fraktion der SPD 
„Umweltverträgliche Landwirtschaft" (Drucksache 11/ 
6146) wird in diesem Zusammenhang verwiesen. 

Die Verminderung des Schadstoffeintrags durch die 
Landwirtschaft verbessert grundsätzlich den flächen- 
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deckenden Schutz des Grundwassers und sichert somit 
ebenfalls die Trinkwasserversorgung. Darüber hinaus 
vertritt die Bundesregierung die Auffassung, daß für 
einen flächendeckenden Schutz ebenfa lls Einträge 
über den Luftpfad zu berücksichtigen sind. Der Grund-

wasserschutz kann nur gewährleistet werden, wenn 
direkte Schadstoff-Einträge und flächenhafte Einträge 
durch über große Distanzen verfrachtete Schadstoff-
mengen wirksam vermindert werden. 
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